1 



Berichte aus 



anlass des 
besuches der 
englischen 
kommission . 




Berlin (Germany). 




^arbartJ CoUrgr Eibrarg 

FROM THE 

J. HUNTINGTON WOLCOTT FUND 



EsUblishcd in 1891 by Roger Wolcott (H. U. 1S70), in 
memory of his father, for " the purchase of books of 
permanent value, the preference to be i^iven to 
works of Ilistory, Political Economy, and 
Socioloi^,'' and increased in 1901 by 
a bequest in his will. 



G 

BERICHTE 

AUS ANLASS DES BESUCHES DER ENGLISCHEN 
KOMMISSION ZUM ZWECK DES STUDIUMS 
STÄDTISCHER EINRICHTUNGEN IM AUSLANDE 

IM JUNI 1905 

ÜBERREICHT VON DER STADT BERLIN . — o^ . 



REPORT 



ON THE MUNICIPAL ADMINISTRATION AND INDUSTRIES 

OF THE CITY OF BERLIN 

PRESENTED TO HER ENGLISH VISITORS 




BERLIN 

DRUCK VON H. S. HERMANN 
1905 



Digitized by Google 




Digitized by Google 



Inhalt. 
Contents. 



Seite 



Die stidtischen Abgaben vom Grundbesitz mit Rücksicht auf die 




staatliche Steuerreform von 1891/93 von Stadtrat Tourbi^ . . 


1 


The Berlin Rates on Landed Property in their Connection with the 




Reform of Government-Taxes enacted 1891/93, translated by 






29 


Beziehungen der Stadt zu den verschiedenen Betriebseinrichtungen 




von Stadtrat Alberti 


ö7 


Relations of the City of Berlin to the different public Industries, 






79 


Tabellen (Tables) 


99 



^ dby Google 



Die städtischen Abgaben vom Grund- 
besitz mit Rücksicht auf die staatliche 
Steuerreform von i891/93» 

Vorbemerkung. 

ie hauptsächlichsten Maßstäbe der direkten Besteuerung 
bilden die scharf zu unterscheidenden ökonomischen 
Grundbegriffe: Einkommen und Ertrüg, Die Einkommensteuer 
betrachtet die Einzelwirtschaft als Ganzes und trifft die aus 
verschiedenen Erwerbsquellen hervorgehenden Erträge in 
ihrem Zusammenflusse bei der Person des Steuerträgers. 
Die Einkommensteuer erfaßt sonach insgesamt durch tine 
Veranlagung das Einkommen des Steuerpflichtigen aus 
Kapitalvermögen, aus Grundvermögen» aus Handel und Ge- 
werbe, einschließlich des Bergbaues und aus gewinn- 
bringender Beschäftigung. 

Bei den Ertraffssieuem werden dagegen die Einkünfte 
auf das Objekt zurückbezogen, aus welchem sie fließen. Das 
Objekt wird vom Subjekt losgelöst gedacht und die Erträge 
werden bei den Einzelquelien des Einkommens gefaßt. 

Die Grund', Gebäude- und Gewerbesteuern sind Erirags- 
sieaem. 

Wenn eine Steuergewalt neben der Einkommensteuer 
noch Ertragssteuern erhebt^ so wird das fundierte Ein- 
kommen allerdings zweimal getroffen. Doch liegt nach 
deutscher Aufl'assung eine materielle Doppelbesteuerung 
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nicht vor, weil das auf Vermögensbesitz oder tätiger Ver- 
wertung von Vermögen beruhende, sogenannte fundierte 
Einkümmen leistungsfähiger ist als das persönliche und des- 
halb zum Zwecke der VoUbesteuerunc; auch durch Häufung 
mehrerer Steuerarten herangezogen -werden darf. 

Dementsprechend bildeten beim Beginn des letzten 
Jahrzehnts des vorigen Jahrhunderts die Klassen- und Ein- 
hommtnsieaer, die Grund- und Gebäaäesieuer und die Gewerbe' 
Steuer die Grundlagen des Systems der direkten staatlichen 
Besteuerung in Preußen. (Die sogenannte Klassensteuer 
bezog sich auf die Einkommen bis zu 3000 M. und war 
zuletzt nur durch die Veraniagungsform von der Einkommen- 
steuer unterschieden.) 

Der gegenwärtige Stand der Aommana/en Besteuerung des 
Grund und Bodens ist mit der früheren Besteuerung durch 
die Staatsgewalt noch mittelbar verknüpft. Das Gesamtver- 
ständnis erfordert einen Rückblick. Demgemäß muß die 
nachfolgende Darstellung zunächst die Grundsätze für die 
staatliche Veranlagung der Gebäude- und Grundsteuer be- 
rühren; sodann soll die neuere Entwicklung der Grund- 
und Gebäudesteuer zu einer Kommunalsteuer ins Auge 
gefaßt werden, wobei es sich nicht vermeiden läßt, an einige 
Hauptpunkte der preußischen Staatssteuerreform anzu- 
knüpfen; dann soll eine Darlegung des gegenwärtigen Standes 
der kommunalen Besteuerung des Grund und Rodens in 
Berlin folgen. Schließlich ist dann noch auf die Besteuerung 
des Eigentumswechsels an Grundstücken — sogen. Umsatz- 
steuer — einzugehen und zugleich auf eine, in den ersten 
Stadien der Entstehung begriffene Wertzuwachssteuer hinzu- 
weisen, die zum Teil die Form eines Beitrages haben kann. 
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I. Die ttauptgrundsäue lUr die Veranlagang der 
Gebfiode* und Gnmdsteoer seiteng des Staates« 

Durch die Gesetzgebung vom 2 K Mai 1861 wurden die 
Gebiudesceuer und die Grundsteuer von einander getrennt 

a) Der allgemeinen GMudtsleMt wurden unterworfen 
die Gebittde mit den dazu gehörigen HoAf umen und Haus- 
girten. Der Steuersatz beiragt fSr Wohngebaude 4 % und 
fSr ausschlieflUcfa oder vorzugaweise dem Gewerbebetrieb 
dienende Geb&ude 2 % des Nutzungswertes. Der Nutzungs* 
wert wird in den Städten und in denjenigen landlichen Ort- 
schaften« in welchen eine ÜIwrwiegende Anzahl von Wohn- 
gebiuden regelmäßig durch Vermieten benutzt wird, nach 
dem mittelbaren jährlichen Mietswerte der letzten 10 Jahre, 
sonst erforderlichen Falls durch Schätzung festgestellt. Die 
Steuerveranlagung wird alle 15 Jahre einer Revision unter- 
worfen« Die Steuerrollen werden dadurch auf dem Lauflendda 
erhalten» da0 darin alle auf den Eigentumswechsd bezüg- 
lichen und solche Veränderungen nachgetragen werden, 
durch welche ein bisher steuerfrei gewesenes (namentlich 
fiflbntfiches) Gebäude In die Klasse der steuerpflichtigen 
Qbertrltt und umgekehrt Nach Ablauf der ^rsten 15 jährigen 
Periode hatte sich der Ertrag der Steuer von 21 Millionen 
JMark auf 30,8 Millionen erhöht Er beträgt nach der fort- 
schreibenden Feststellung vom Jahre 1903 

44 160 000 M. in den Städten und 
14 027 000 M. auf dem Lande. 

b) Durch ein Gesetz vom 21. Mai 1861 wurde auch 
die Gmiukietitt neu geregelt Der Grundsteuer unterliegen 
alle ertragsMigen, nicht gebäudesteuerpflichtigen Gnind- 
stQcke. Die Grundsteuer wird nach üÄaßgabe des Rein- 
ertrages veranlagt. Als Reinertrag eines Grundstückes wird 
der nach Abzug der Bewirischafhingskosten vom Rohertrage 
verbleibende Oberschuß angenommen, welcher von den 
nutzbaren Liegenschaften näM»U^ erzieh werden kann. 
Deshalb sind auch hier Gegensmnd der Veranlagung Durch- 
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schnlttsertrige einer lOjihrigeD Periode» welche ohne Rfick- 
stchc auf den wirklichen Enrag zur Grundlage der Be- 
steuerung genommen werden. Die Reinerträge werden 
nach Maflgabe der Bonititsklassen, welchen die Liegen- 
schaften angehören, festgestellt Unter einer solchen Klasse 
ist die Gesamtheit aller derjenigen in eine Kulturgattung 
gehörenden Grundstöcke zu verstehen, deren ErtragsfXhig- 
kelt bei gleich großer Fläche die gleiche ist. Die Zahl der 
für jede Kulturgattung in Jedem Kreise zu bildenden 
Bonititskkissen soll nicht mehr wie 8 betragen. Pör jeden 
Bezirk ist ein Flurbuch und eine Grundsteuermutterrolle 
angelegt. Das Flurbuch enthält alle Wirtschaften des Bezirks 
samt deren Flächeninhalt und Reintrag; die Mutterrolle 
weist nach diesen Richtungen die einzelnen Parzellen nach. 
Die auf beiden Verzeichnissen und auf genauer Kartierung 
beruhenden Kataster bilden zugleich die unerläßliche 
Unterlage für die Veräulkrung von Grundstöcken. Da die 
Kataster trotz der Evidenzhaltung, bei welcher Kulturver- 
änderungen nicht berficksichdgt werden, veralten, findet auch 
bei der Grundsteuerveranlagung eine fOnfeehnjährige 
Revision statt Die Grundsteuer beträgt ungefähr OV2 7o 
des Grundsteuet^einertrages und ist eine Repartitions- 
steuer, deren katastrierter Reinertrag auf die Provinzen bis 
herab auf die einzelnen Liegenschaften verteilt wird. Das 
Kontingent betrug im Jahre 1861 zehn Millionen Thaler; 
dazu kam im Jahre 1800 das der neuen Provinzen mit 
3 200 000 Thalern. Die Grundsteuer lieferte ca. 2,7 % der 
Gesamteinnahme des Staates. In der Hauptsache ist die 
Summe stabil geblieben und belieF sich im Jahre 1903 auf 

38 174 124 M. auf dem Lande, 
3 434 180 M. in den Städten. 

Das Gesetz erklärt das Grundstück für verpflichtet; 

daraus iolg:, daß nicht die Nutznießer, sondern die Eigen- 
tümer steuerpflichtig sind. Hervorgehoben sei auch noch 
folgendes: zum Unterschiede von der Einkommensteuer, 
für welche der Abzug der Schulden, Lasten und sonstige 
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AbzOge zur Feststellung des steuerpflichtigen Einkommens 
genau geregelt sind, finden bei der Veranlagung der Grund- 
und Gebäudesteuer, wie bei allen Ertragssteuern überhaupt, 
Schuldenabzüge nicht statt. 

IL o. III. DI« neum Enlwiclleliiiig der GeUttde-mid 
CranditeiMr gtt etngf KemmiiMlenGiimdilMUMr aus 
Aalafl derReforni der ElnKoniiieiisteiierdes Staates. 

Zunächst mfissen einige Zielpunkte der Reform des 
Einkommensteuergesetzes vom 24. Juni 1891, welches die 
bisherige Klassensteuer und. Einkommensteuer vereinigte, 
gestreift werden. Die völlige UnzuiSngUchkeit des bis- 
herigen Veranlagungsverfidirens bei der Klassen- und Ein* 
kommenbesteuerung führte zu seiner Verbesserung Die 
Grundlage bilden Voreinschätzungen durch besondere Kom- 
missionen (für Einkommen bis zu 3000 M.) und obligato- 
rische Steuererklärungen seitens der Steuerpflichtigen mit 
einem Einkommen von Über 3000 M. In der Steuer- 
erklärung hat der Steuerpflichtige den Gesamtbetrag seines 
Einkommens nach den oben im Eingange der Vorbemerkung 
bereits erwähnten 4 Einnahmequellen anzugeben. Diese 
Steuererklärungen unterliegen der KontroUe durch amdiche 
Nachforschung und der Prüfung durch besondere Veran- 
lagungsorgane, welche durch ihre Zusammensetzung die 
sachliche unparteiische Handhabung der Veranlagungsgrund- 
sätze verbürgen und welche auch die Befugnis und Ver- 
pflichtung zur selbständigen Ermittelung und ndtlgenfiills 
Schätzung des Einkommens haben. Zugleich wurde im 
Interesse der Steuerpflichtigen das Berufungswesen geregelt 
und wurden zu ihrem Schutze die letzten Berufungen an 
das Oberverwaltungsgericht verwiesen. Die formale Grund- 
lage der Veranlagungen bildet eine alljährlich von neuem 
am 26. Oktober stattfindende Personenstandsaufnahme. 

Ein zweiter Hauptzweck der Reform war die Ent- 
lastung der kleinen und mittleren Einkommen, da der Tarif 
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des früheren Rechts schon bei einem Einkommen von 
3000 M. nahezu 3% erreicht hatte. Die untere Grenze 
für den Beginn der Steuerpflicht verblieb, wie nach dem 
bisherigen Recht, der Einkomtnenbetrag von 900 M. Die 
Steuersätze wurden stufenweise dem Jahreseinkommen ent- 
sprechend festgesetzt. Der Steuertarif ist progressiv. Die 
Steuer steigt von 0,62 % des mittleren Einkommens in der 
untersten Stufe bis auf 3 % im Mittel bei Einkommen von 
9500 bis 10 500 M. und behält diesen Steuerfuß bis zu 
Einkommen von 30 500 M. Alsdann steigt sie «weiter bis 
sie bei Einkommen über 100 000 M. 4 % der unteren 
Grenze jeder Stufe beträgt; sie beträgt also bei Einkommen 
von 100 000 M. bis 105 000 M, 4000 M. und steigt bei 
höheren Einkommen in Stufen von 5000 M. um je 200 M. — 
Hinzugefügt sei noch, daß durcti das Einkommc^nsteuer- 
gesetz vom 24. Juni 1801 zum erstenmale gewisse Rechts- 
persönlichkeiten, namentlich Aktiengesellschaften, steuei^ 
pflichtig wurden. 

Diese Reform der staatlichen Einkommensteuer hatte 
folgendes Ergebnis: während das Veranlai^unassoU der alten 
Klassen- und klassifizierten Einkommensteuer im Jahre 
1891/92 79 558 827 M. betrug, erhöhte sich das Hebungs- 
soll der neuen Einkommensteuer auf 

124^ Mill. Mark im Jahre 1892/95 

127,08 , , n n 1896/97 

188837 843 » » » 1902/03 

186358311 w j> • 1903/04 

191230947 , • • 1904/05. 

Soweit die Einkommensteuer. 

Das daneben noch bestehende Ertragssteuersystem des 
Staates ließ ein Glied noch vermissen, nimlich eine Steuer 
auf das Geldkapital. Zu einer gerechten Steuerverteilung 
konnte man unter Beibehaltung der staatlichen Ertrags* 
steuern nur gelangen, wenn man innerhalb derselben neben 
der Gebäude-, Grund- und Gewerbesteuer noch eine 
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KgplfyiiretUtnsittter einführte« Die Schwierigkeiten einer ein- 
heitlichen Gestaltung der Ertng^steuern unter Einbeziehung 
einer Knpitalrentensteuer erwiesen sieh indes zu groO^ und 
da einer der Hsuptzlelpunkte der stsstlichen Steuerreform 
such in der Errichtung einer sicheren Grundhige fttr die 
Reförm der von den Ortsgemeinden zu handhabenden 
Kommunalbesteuerung bestand, so entschloß man sich, 
samdiche Ertragssteuem aus dem System der direkten 
Staatssteuern auszuscheiden und die staadlche Einkommen- 
steuer durch eine Vermögenssteuer zu ergänzen, welche 
durch das ErgUnzungssteuergesetz vom 14. Juli 1893 ein- 
geführt wurde. Die Vermögenssteuer bildet keine auf 
einen bestimmten Einkommenzweig gelegte Ertrag^steuer, 
sondern eine Besteuerung der Quellen des fundierten Ein- 
kommens öberhaupt: sie hat gegenfiber der Scaats-Ein- 
kommensteuer einen alizessorischen Charakter und kann 
eben deswegen durch die Gemeinden auch nicht als Grund- 
lage f&r kommunale Zuschläge benutzt werden. Der Be- 
steuerung unterliegt das gesamte bewegliche und unbeweg- 
liche Vermögen, soweit es Einkommen abwirft oder ab- 
werfen kann, nach Abzug der Schulden. Steuerpflichtig 
sind nur physische Personen. Ein Zwang zur Abgabe 
einer Steuererklärung existiert bei dieser Steuerart nicht. 
Die Veranlagungsperiode beträgt 3 Jahre. Die Steuer- 
stufen sind von über 6000 M. bis 24 000 M. Vermögen 
durch je 2, von über 24 000 M . bis 60 000 M. durch je 4, 
von über 60000 M. bis 200000 M. durch je 10 und von 
mehr als 200000 M. Vermögen ab durch je 20 Tausende 
gebildet und der Steuerfuß beträgt Va vom untersten 
Tausend jeder Stufe, also bei 6001 und noch 8000 M. Ver- 
mögen = 3 M. und bei 24 001 und noch 28000 M. Ver- 
mögen = 12 M. Diese Sätze sind gemäß gesetzlichen Vor- 
behalts durch Verordnung vom 25. Juni 1895 um 5,2 Pf. 
für jede Mark erhöht. 

Das Soüaufkommen wurde für die Staatskasse auf 
35 000 000 jM. kontingentiert. Für die dreijährige Schät- 
zungspenodc 1902—1904 betrug es 36 916 588 M. 
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IV. Nachdem so im wesentlichen die Ausfälle, welche 
die Staatskasse durch Verzicht auf die Ertragssteuern er- 
leiden konnte, gedeckt waren, wurden gleichzeitig durch 
Gesetz vom 14. Juli 1893 die Grund- und Gebäudesteuer 
sowie die durch Gesetz vom 24. Juni 1891 bereits refor- 
mierte Gewerbesteuer und die Bergwerksabgaben der 
Staatskasse gegenüber außer Hebung gesetzt und erfolgte 
durch ein Gesetz vom selben Tage die Regelung des Grund- 
steuerwesens als eines integrierenden Bestandteiles der örr- 
Hchen Kommunalbesteuerung durch ein KommaruUsti^dben- 

g€S€tz. 

Zur allgemeinen Orientierung mögen folgende Be- 
merkungen dienen. 

Nach dem Kommunalabgahen-Gesetz sollen die Orts- 
gemeinden (abgesehen von ihrer Befugnis, für öffentliche 
Veranstaltungen Gebühren und Beiträge von den dadurch 
in Vorteil gesetzten Klassen der Gemeindeangehörigen zu 
erheben), soweit sie nicht die Ausgaben durch indirekte 
Steuern decken, den Rest des Steuerbedarfs durch direkte 
Steuern aufbringen. 

Der Ausbau des Systems der indirekten Kommunal- 
steuern ist indes eine Aufgabe der nächsten Zukunft. Die 
hauptsächlichste Art der indirekten Steuern bildet z. Z. in 
Berlin die unter V zu besprechende sogen. Umsjttssieoer, 
In erster Linie liefern die direkten Steuern die DeckungSp 
mittel des kommunalen Haushalts* Das Kommunalabgaben- 
gesetz läßt an äirekien Steuern zu die Gemeindeeinkommen- 
steuer und die den Ortsgemeinden überwiesenenfr^Myss/eaem^ 
d. h. die Steuer vom GrundbesiU und vom Ge^werbebetriebe* 
Jkue beiden Arten ätr Erirstgssleuem sind die Renlsieuern des 
Kommunalabgabengesetzes. Sie werden jetzt ausschließlich 
zur Deckung des Gemeindebedarfs herangezogen; indes 
entsprechen ihre Formen nicht mehr den Anforderungen 
einer zweckmäßigen Steuerpolitik, vielmehr soll ihre Er^ 
hebung nach der Absicht des Gesetzgebers nur ein Pro- 
visorium bilden, bis die Gemeinden durch zu erlassende 
Steuerordnungen sich eigene Realabgaben geschaffen haben» 
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wozu das Gesetz z. B. für die zu schaffenden Grund- 
steuern die verschiedensten Maßstäbe freiläßt, wie die Er- 
hebung nach dem Nutzungswerte, nach dem Pacht- oder 

Mietswerte, nach dem gemeinen d. h. gewöhnlichen Ver- 
kaufswerte, nach den Abstufungen des Grundbesitzes in 
einer Gemeinde, oder nach einer Verbindung mehrerer 
dieser jMaßstähc. Einstweilen bis die Gemeinden neue 
Realsteuern geschaffen haben, hat aber der Staat es über- 
nommen, die Veranlagung utid Verwaltung der Realsteuern 
unter Aufrechterhaltung der in dieser Beziehung bestehenden 
gesetzlichen Vorschriften und Einrichtungen für die Zwecke 
der kommunalen Besteuerung fortzuführen. — 

Davon abgesehen stehen aber nicht, wie in England, 
Staats- und Kommunalbesteuerung als völlig getrennte und 
selbständige Systeme gegenüber, sondern es decken sich im 
allgemeinen hinsichtlich der Einkommensteuer die Steuer- 
quellen für die Staats- und die Kommunalbesteuerung. Der 
tiefere Grund liegt wohl darin, daß die Ortsgemeinden auch 
staadiche Aufgaben zu erfüllen haben und deshalb ent- 
sprechende Lasten nach dem Maßstabe der allgemeinen 
Leistungsfähigkeit, also durch die Einkommensteuer aufzu- 
bringen sind. Während das Gesetz die lokale Ausbildung 
besonderer Realsteuern fördert, verhindert es die Erhebung 
besonderer Gemeinde - Einkommensteuern. Gemeinde- 
steuern vom Einkommen dürfen nur im engsten Anschluß 
an die Staatseinkommensteuer und in der Regel nur in 
Form von Zuschlägen dazu erhoben werden. Da nun aber 
der Staat durch das Gesetz vom 24. Juni 1891 die Erträge 
der Einkommensteuer bedeutend erhöht hatte, so lag ihm 
daran, die Berechtigung der Ortsgemeinde, Zuschläge zur 
Einkommensteuer zu erheben, zu begrenzen. Ebenso soll, 
wenngleich die Tendenz des Gesetzes auf stärkere Heran- 
ziehung der Realabgaben gerichtet ist, auch eine einseitige 
Überspannung in der Ausnutzung der Realsteuern verhütet 
werden. Deshalb setzt das Kommunalabgaben-Gesetz den 
folgenden Durchschnittsmaßstab für die Verteilung des 
Steuerbedarfs auf die Steuerarten fest. 
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Bis 100% der Realsteuern können ohne jede Be- 
lastung des Einkommens erhoben werden. Werden Real- 
und Einkommensteuern erhoben, so muß die Kommune die 
Realsteuern prozentual mindestens in gleicher Höhe, 
äußerstenfalls aber zu einem um die HälFte höheren Pro- 
zentsatz heranziehen, als die Zuschläge zur Einkommen- 
steuer betragen. Nimmt also eine Kommune 100 Prozent 
Zuschlag zur staatlichen Einkommensteuer, so kann sie bis 
150 Prozent der vom Staate zum Zwecke der Gemeinde- 
besteuerung veranlagten Realsteuern erheben. Über- 
schreiten die Kealsteuern 150 Prozent und ist zugleich ~ 
was über den vollen Satz der Staatseinkommensteuer hin- 
aus nur mit staatlicher Genehmigung geschehen kann — 
die Einkommensteuer mit 150% belastet, so können für 
jedes überschießende Prozent der Reaisteuern 2% der 
staatlichen Einkommensteuer erhoben werden. Mehr als 
200% Realsteuer darf die Kommune nicht fordern. 

Diese Steuerrelation bleib? auch maßi^ebend, wenn 
eine Gemeinde besondere Kealsteuern eingeführt hat, d. h 
die Summe ihres Bedarfs an Realsteuern muß in Prozente 
der staatlich veranlagten Realsteuern umgerechnet werden; 
bezüglich der Grundsteuern also in Prozente des Frgcb- 
nisses der Veranlagung der alten Grund- und Gebäude- 
steuer, wie sie oben unter I erörtert ist. Als nun das 
Kommunalabgaben-Gesetz in Wirksamkeit trat, besaßen nur 
verschwindend wenige Gemeinden eine besondere Grund- 
steuer (Grund- und Gebäudesreuer), vielmehr wurden 
regelmäßig die Steuern vom Grundbesitz nach jener staat- 
lichen Veranlagung erhoben. Sobald diese Steuern den 
Charakter als Staatssteuern verloren hatten, traten aber 
auch die Schwächen des Systems klarer zutage. Da die 
Grund- und Gebäudesteuer auf einem innerhalb eines 
15 jährigen Zeitraums festgestellten zehnjährigen Durch- 
schnittsertrage, mit relativ niedrigen Steuersätzen beruhte, 
so kam diese Unbeweglichkeit bei steigender Konjunktur 
dem Eigentümer unverhältnismäßig zugute. Davon abgesehen 
stellte sich selbst innerhalb des Ertragssteuer -Systems 
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namentlich in den Städten zunächst eine einseilige Belastung 
der Gebäude gegenüber den unbebauten Liegensciiafien 
heraus, insofern den Gemeinden lieine Möglichkeit gegeben 
war, den in schnell wachsenden Ortschaften sich fortgesetzt 
steigernden Wert der Bauplatze steuerlich genügend zu er- 
fassen, was umso wichtiger ist, als die Eigentümer durch 
das Zurückhalten der Grundstücke vom allgemeinen wirt- 
schaftlichen Verkehr zur Förderung des Gemeinwohls nicht 
gerade beitragen. Allerdings hatte das Kommunalabgaben- 
Gesetz zu jenem Zwecke eine Bauplatzsteuer vorgesehen. 
Diese Steuer sollte den Wertzuwachs besonders treffen, 
den ein Grundstück durch die Festsetzung von BauHucht- 
linien erhaiten hat. Es erwies sich jedoch in der Praxis 
als außerordentlich schwierig, diesen Mehrwert festzustellen 
und die Bauplatzsteuer verlor auch für diejenigen Ge- 
meinden, welche bereits eine solche Steuer eingeführt 
hatten, an Wert, als das Oberverwaltungsgericht entschied, 
daß der Bauplatzsteuer nur solche Liegenschaften unter- 
worfen werden könnten, welche durch die auf Grund 
des Fluchtliniengesetzes vom 2. Juli 1875 erfolgte Fest- 
setzung von Baufluchtlinien in ihrem Werte erhöht sind, 
sodaß die Liegenschaften mit älteren Baufluchtlinien frei- 
gelassen werden mußten. — 

Aber auch in bezog auf die Gebäudebesteuerung selbst 
stellte sich bei der staadichen Veranlagung die Unregel- 
mäßigkeit der Belastung als ein großer Übelstand heraus. 
Ein Erlaß der Minister des Innern und der Finanzen vom 
2. Oktober 1899 spricht sich darüber folgendermaßen aus: 

„Der bei der staatlichen Gebäudesteuerveranlagung in 
fünfzehnjährigen Perioden nach mindestens zehnjährigem 
Durchschnitt gefundene Jahresnutzungswert der Gebäude 
bietet in großen Städten, schnell wachsenden städtischen 
Vororten oder mittleren Städteh, namentlich in Gemeindeii 
mit starker Arbeiterbevölkerung keinen geeigneten Veran- 
lagungsmaßstab. Abgesehen von dem Umstände, daß der- 
selbe die rasche Veränderung der Nutzungswerte in den 
bezeichneten Ortschaften unberücksichtigt läßt, muß dieser 
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Veninlagung$iiiaflstab dort drückend wirken, wo von den 
Hausbesitzern eine liöhere Rente erzielt wird, als der 
iibliclien Verzinsung der Gebäude entspriclit Das trifft 
aber erfohrunKsmlßig in Gemeinden der bezeichneten Art 
bei Häusern mit kleinen, besonders Arbeiterwolinungen 
zu, weil hier die stärkere Abnutzung und die größere Ge- 
filhrdung der MietseingSnge den Wohnungszins steigert. Da 
nun die Gebiudesteuem von dem Grundbesitzer auf die 
Mieter abgewälzt zu werden pflegen, wirkt der Veranlagungs- 
maflstab des Jahresnutzungswertes häufig in der Richtung 
einer weiteren Mietssteigerung kleiner Wohnungen. Diese 
unerwünschte Wirkung wird durch eine Besteuerung vom 
Kapitalwerte der Gebäude, welche in einer Anzahl von 
Städten bereits zu einer merklichen Entlastung der Häuser 
mit kleinen Wohnungen geführt hat, vermieden. Umgekehrt 
muß eine solche Veränderung des Veranlagungsmaflstabes 
zu einer schärferen Erlkssung der wertvollen, aber nur 
einen mäßigen Zins abwerfenden GeMude fßhren, unter 
denen erfahrungsmäßig die von Wohlhabenden bewohnten 
Häuser in erster Linie in Betracht kommen." 

Um also den hervorgetretenen Obelständen durch eine 
gleichmäßigere und gerechtere Besteuerung der bebauten 
und unbebauten Grundstücke abzuhelfen und zugleich den 
im Wertzuwachs liegenden mühelosen Erwerb der Boden- 
spekulation wenigstens einigermaßen zu treffen, empfehlen 
die Minister den Ortsgemeinden beim Erlaß von Steuerverord- 
nungen, zur wirksameren und gleichmäßigeren Besteuerung 
der bebauten und unbebauten Grundstücke den Maßstab 
dts gemeinen Wertes, d. Ii. des gewöhnlichen Verkaufs- 
wertes zu walilen. Dieser Vcranlagungsmaßstab empfiehlt 
sich um so mehr, als seine Hinfiihrun^ nicht mit allzu 
grolicn Schwierigkeiten verknüph ist, da zunächst bei den 
einzelnen Grundstücken die für die oben erwähnte Ver- 
mögenssteuer bereits vorhandene staadiche Einschätzung zu 
Grunde gelegt werden kann. 

In der Anlage I sind die ersten vier Paragraphen einer 
von den Ministern empfohlenen Musterordnung mitgeteilt. 
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— Aus dem § 3 ist zugleich ersichtlich, dali mit Rücksicht 
auf den Bau von Wohnungen ^ür minder bemittelte 
Familien nocii eine besondere Steuerermäßigung zu ge- 
währen ist. 

Nach einer neuerdings publizierten ministeriellen Denk- 
schrift waren bereits 71 Stadtgemeinden und 53 Land- 
gemeinden zur Besteuerung der Grundstücke nach dem 
Maßstäbe des gemeinen Wertes übergegangen und es ist 
nicht zu leugnen, daß das nachgewiesene Resultat ein 
günstiges ist. Unter Anwendung desselben Prozentsatzes, 
nach welchem die staatlich veranlagte Grund- und Gebäude- 
steucr erhoben wurde, ergibt die Besteuerung unter Zu- 
grundelegung des gemeinen Wertes durchweg eine weit 
größere Heranziehung der Baustellen und besseren Wohn- 
häuser und zugleich eine Entlastung der mittleren Wohn- 
häuser und solcher für Minderbemittelte. Etwas anders 
lagen die Verhältnisse in Berlin. 

V. Die Stadt Berlin hat niemals die staatlich veran- 
lagten Realsteuern erhoben. Die Grundsteuer von unbe- 
bauten Grundstücken hätte überhaupt nicht in Betracht 
kommen können; denn beispielsweise betrug im Jahre 1900 
die Grundsteuer nur 74 474 M. gegen 11 431 190 M. Ge- 
bäudesteuer. Berlin erhob seit dem zweiten faiirzehnt des 
vorigen Jahrhunderts eine Mietszinssteuer mit dem Steuer- 
fuß von 6^/-%, welcher Steuerfuß zuletzt für die Mieten 
von unter 1000 M. bis zu 200 M. stufenweise ermäßigt 
war. Daneben wurde von aitersher von den Grundeigen- 
tümern eine nach dem gesamten Nutzungsertrage der 
Grundslücke ausgeschriebene Haussteuer erhoben, deren 
Steuerfuß seit dem Jahre 1865 nur 2%% des Miets-, bezw. 
Pachibetrages ausmachte. Infolge der gesetzlichen Steuer- 
reform von 1891/93 ließ Berlin aus Opportunitätsgründeo 
die Mietssteuer fallen und behielt die bisherige Haussteuer 
unter dem Namen Grundsteuer bei. 

Der Ausfall, den das Wegfallen der Mietssteuer mit 
sich brachte» mußte durch eine Erhöhung des SteuerfuOes 
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der Grundsteuer ausgeglichen werden unter dem Einflüsse 
der oben behandelten Normatiworscbrifiten für die Ver^ 
teilung des Steuerbedarfe auf die Steuerarten. 

Bis Jetzt hat Berlin fost ausnahmslos alljährlich bei 
der ungefähren Bestimmung der Höhe des für den Scad^ 
haushält erforderlichen Steuerbedarfs das Verhältnis der 
Einkommensteuer zu den Realsteuem so abstimmen können, 
daß es genögte 100 % der staatilch veranlagten Einkommen- 
steuer und 150% Realsteuem aufeubringen, sodaO die sonst 
vorgeschriebene Einholung der staatlichen Genehmigung 
zur Erhebung höherer Sätze vermieden wurde. Jenes Ver- 
hälrais von . 150% Realsteuern zu 100% Einkommensteuer 
ergpb für die Grundsteuer einen Steuerfuß von 5,8%, 
welcher also bis jetzt unbeweglich geblieben ist. Da aber 
die Berliner Grundsteuer auf dem Nuczerirag beruht, so 
konnten die unbebauten Grundstücke nur herangezogen 
werden» soweit sie verpachtet waren. Sie lieferten daher 
so gut wie glir keinen Steuerertrag; denn die vortiandenen 
Pachisummen fielen im Verhältnis zu den in diesen Liegen* 
Schäften aufgespeicherten Werten nicht ins Gewicht Die 
Stadtverordnetenversammlung ersuchte daher durch Be- 
schluß vom 7. November 1901 den Magistrat, in Erwägung 
zu ziehen, daß die unbebauten Grundstücke in wirksamerer 
Weise als bisher, vielleiclit im Wege der Besteuerung nach 
dem gemeinen Werte zur Steuer herangezogen würden. 
Während der nun folgenden Beratungen machte sich in den 
kommunalen Körperschaften die Tendenz geltend, die bis- 
herige Besteuerung der Gebäude nach dem Mietsertrage 
beizubehalten und daneben, wie dies in FrankFurt a. M. der 
Fall ist, die unbebauten Grundstücke nach dem gemeinen 
\X crte heranzuziehen, etwa mit einem Satze von etwa 3 M. 
für das Tausend des Wertes. Es ist nicht ganz unzweifel- 
haft, ob die Rechtsgühigkeit eines so unvermittelten Neben- 
einanderstellens beider Steuerarten im Falle der prozessualen 
Anfechtung durch einen Steuerpflichtigen vom Oberver- 
waltungsgericht gebilligt werden würde. Doch hätte sich 
wohl eine rechtsgültige Verbindung beider Maßstäbe tinden 
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lassen. Eine zweite Strömung ging auf Herbeifülirung einer 
glelchmiOigen Besteuerung der bebauten und unbebauten 
Grundstücke nach dem MaSstabe des gemeinen Wertes. 
Von den Anhängern der ersten Meinung wurden f&r die 
Beibehaltung der bisherigen Besteuerung der Gebäude nach 
dem Mietsertrage hauptsächlich folgende Grfinde ins Feld 
geführt: den Hausbesitzern lEomme es bei der bisherigen 
Besteuerung billiger Weise zu gut, daiS bei Feststellung des 
Nutzertrages die leerstehenden Wohnungen berücksichtigt 
würden. 

Von den Vorwürfen, welche In der Wissenschaft gegen 
die Zuverlässigkeit einer Wertkatastrierung erhoben würden, 
treüte bei unserer Hausgrundsteuer kein einziger zu. Es 
bedürfe bei Ihr weder einer komplizierten Organiaadon 
noch willkürlicher Hypothesen. Vermöge der jährlichen 
Nutzertrag^nachweisung, an deren Einreichung sich die Haus- 
besitzer gewöhnt hätten, werde für jedes Gebäude der Er- 
trag mit vollster Sicherheit und allem Anspruch auf Richtig- 
keit ermittelt, während die Wertkatastrierung bei Gebäuden 
unzuverlässig sei, da die Häuserpreise nach den Konjunk- 
turen und der Bewes^ung des ZinsfuBes schwankten und 
die individuellen Verschiedenheiten der einzelnen Hausgrund- 
stücke so groß seien, daß man hei der notwendis^ unge- 
nügenden Kenntnis derselben immer nur zu Durchschnitts- 
werten gelangen könne. Auch bei der I-eststeilung der 
Mittelwerte könne eine Gleichmäßigkeit der Besteuerung 
nur annähernd gewahrt werden, weil dazu eine genügende 
Anzahl von Kaufpreisen aus nicht zu langer Zeit gehöre 
und weil es außerordentlich schwierig sei, die zufälligen 
Momente auszuscheiden, welche der Preisbildung anhaften, 
wie es ja einen großen Unterschied mache, ob der Kauf- 
preis bar gezahh oder kreditiert werde, oder ob der Ver- 
käufer noch Baugelder hergebe oder sich verpflichte, mit 
dem KautgelderrückstanU hinter eine später zu bestellende 
Hypothek zu rücken usw. 

Schließlich wurde noch folgendes hervorgehoben: 
Gleich wie es fehlerhaft sei, ein Steuersystem ausschließ- 
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lieh auf indirekte Steuern zu gründen^ weil diese in Zeiten 
großer Hat im Stiche lassen, ebensowenig empfehle es sich, 
auch die Besteuerung der Gehiude nach dem gemeinen 
Werte vorzunehmen, weil in Zeiten großer wln8chafdi<^er 
Depression die Werte sinken. Auch wurde noch einge- 
wendet, daß für die Obergangszeit die Einschätzungen in 
einer Anzahl von mUen durch Anrufen der Verwaltungs- 
gerichte angefochten werden würden, weil die ersten Grund- 
lagen auf den Feststellungen zur Vermögenssteuer beruhen 
wurden, die nur V2pro Tausend betrage, während durch 
einen vorauszusehenden Steuersatz von 3 M. Grundsteuer 
pro Tausend des Wertes sofort das Interesse an einer nie- 
drigeren Schüizung wachgerufen werden müsse. Diese 
Gründe schlugen indessen nicht durch; vielmehr überwog 
die Anschauunt;, daß der jMaßstab des i^fcmeinen Wertes 
der gerechtere bei. Auch kam dabei in Betracht, daß in 
Berlin z. Zt. nur noch eine GesamtHäche von ca. 700 ha 
an selbständigen, unbebauten Grundstücken vorhanden ist. 
Auf Vorschlag des Magistrats beschloß die Stadtverordneten- 
Versammlung am 13. April 1905, an Stelle der bisherigen 
Grundsteuerordnung eine Ordnung zu erlassen, welche so- 
wohl die bebauten wie die unbebauten Grundstücke nach 
dem Maßstabe des gemeinen Wertes besteuert. Unerwähnt 
mag nicht bleiben, daß die Stadtgemeinde Berlin von diesem 
Übergange zu einem anderen Grundsteuersystem keinen 
finanziellen Nutzen haben wird, weil auch das Aufkommen 
der Grundsteuer nach dem Maßstäbe des gemeinen Wertes 
an die Kontingentierung gebunden bleibt, welche durch die 
oben unter III mitgeteilte gesetzliche Steuerrelation geboten 
ist und weil man sich, die Tradition hochhaltend, ohne zwin- 
gende Not nicht entschließen kann, die Genehmigung der 
staatlichen Aufsichtsbehörde zur Erhebung höherer Prozent- 
sätze einzuholen. Deshalb machte sich auch während der 
Beratungen das zum Beschluß erhobene Bestreben geltend, 
auf eine Beseitigung jener Schranken hinzuwirken, weil sie 
den rationellen Ausbau der Realsteuern verhindern. Be- 
greiflich ist es, daß bei jeder großen Steuerreform, wie bei 
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der der Jahre 1891/93 zunächst aus Zweckmaßigkeitsgründen 
eine Kontinge ndening erfolgt und es ist zu erwarten» daJ) 
jene Vorschrift an innerer Bedeutung verlieren muiS» Je 
mehr die Ortsgemeinden Ihre Realsteuem reformiert und 
das System der indirekten Steuern hinreichend erginzt 
hahen werden. Es wird im fdlgeaden Abschnitt noch ein? 
mal kurz darauf hingewiesen werden« 

Die Bedeutung der bisher erwähnten Steuerarten fQr 
den Stadthaushaltetat erhellt aus folgenden Daten. Die 
städtischen Einnahmen des mit dem 1. April d. Js. anhebenden 
Finanzjahres sind auf 135209761 M. veranschlagt Darin 
ist ein SteuersoU von 70689244 M. enthalten. Davon 
werden voraussichdich die geringeren Steuern Insgesamt 
7374349 M. einbringen. Der verbleibende Hauptbetrag 
verteilt sich auf 

Die GetneindeeinkommensUuer .... mit 31 710000 M. 

die Grundsteuer „ 22 000 000 „ 

die Gewerbesteuer „ 9 000 000 ,» 

Von den i^eringeren Steuerarten ist die sogenannte 
Umsatzsteuer die bedeutendste. Ihr Aufkommen ist tür das 
Finanzjahr 1905 mit 4 921 500 M. veranschlagt. 

Die BesrcLicrung des Ivi^entumswechsels an Grund und 
Roden mittelst der Umsatzsteuer ist eine indirekte. Die in- 
direkte Besteuerung ist nicht an das Einkommen, die 
Erträge der Einzelquelien oder das Vermögen geknüpft, 
Sündern es werden nur Steuerobjekte ermittelt, welche auf 
die Steuerkraft einen Schluß gestatten. Hier hat dieSteuer- 
pflichtigkeii nicht in dem, eine gewisse Dauer voraussetzenden 
Subjektionsverhältnisse des Zensiten oder der von ihm ver- 
tretenen Realität unter die Finanzhoheit des Steuergläubigers 
ihren Grund, sondern sie ist durch den Eintritt besonderer 
Ereignisse oder die Vornahme von Handlungen bedingt. 
Solche Vorgänge sind namentlich Rechtsgeschäfte des Er- 
werbes, Eigentumsübergang von Todeswegen, Schenkungen, 
Umsatz und Herstellung von Verkaufsgegenständen und das 
Hervortreten des Luxus. 
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Die VmsaiBsieuer knfipft an die durch die Gesetzge- 
bung vorgeschriebene gerichtliche Obenragung des Grund- 
eigentums durch mündliche Erklärung „Auflstssung** genannt, 
an. Der kommunalen Umsatzsteuer geht eine staatliche 
Immobiliar-Verkehrssteuer parallel , welche in Höhe von 
einem Prozent des Kaufpreises in Stempelform erhoben 
wird und an die Urkunde der Rechtsgeschäfte t;ebundca 
ist, während die Einziehung der liommunalen Umsatzsteuer 
durch die Kommune direkt erfolgt. In einem Erlaß vom 
12. September 1896 haben der Finanzminister und der 
Minister des Innern eine Förderung des Ausbaues dieser 
Kommunalen Umsatzsteuer zut^esa^t und insbebundere in 
Aussicht gestellt, daß sie bei der Genehmigung der Sieuer- 
ordnun2;en nach Lage der Verhältnisse in den einzelnen 
Genieinden die Beibehaltung der Steuerbefreiungen des 
staatlichen Stempelgesetzes, die Beschränkung des Steuer- 
satzes auf 1% sowie die Voraussetzung einer gleichmäßigen 
Bemessung der Steuer auf bebaute und unbebaute Grund- 
stücke fallen lassen werden. 

Die Leichtigkeit der Erhebung und die Tatsache, daß 
viele große Vermögen aus dem Grundbesitze erwachsen» 
welcher aus den kommunalen Einrichtungen den nächsten 
Vorteil zieht, veranlaßten viele Kommunen, darunter auch 
die Vororte Berlins, von der Umsatzsteuer Gebrauch zu 
machen. Nach der ersten Berliner Umsatzsteuer-Ordnung 
vom 4. Mai 1H95 unterlag jeder auf Grund einer frei- 
willigen Veräußerung erfolgende Eiq;entumserwerb eines im 
Stadtbezirke belegenen Grundstückes einer Steuer von 
einem halben Prozent des Kaufpreises. Diese Steuerord- 
nung wurde durch die Steuerordnung vom 20. März 1897 
aufgehoben, welche die Umsatzsteuer für unbebaute Grund- 
stücke auf 1 % erhöhte. Die damals beim Zustandekommen 
der zweiten Ordnung erhobenen Einwände haben sich nicht 
bewahrheitet. Diese Einwände j^insjen namentlich dahin, 
daß die Steuer nicht allein die Spekulation, sondern auch 
den gesunden Grundstücksverkehr treffe, daß sie deshalb 
auf das Baugescbäft lähmend wirke, die Besitzveränderungea 
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erschwere und die Gefahr einer Erstarrung des Grundbe- 
sitzes herbeiführe. 



Es waren veranlagt: 



Grundstficke 



Steuer 
M. 




1901 
1902 
1903 



1 113 
1668 
1754 
1712 
1663 
1501 
1616 

2 028 
2431 



954 820 
1 671 861 

1 865 953 
1974 561 

2 217294 
1810830 
1723828 
2 247 078 
2 889901 



Steuerfrei blieben im Jahre 1903: 

a) 260 vererbte Grundstücke mit einem angegebenen 

Werte von 59 864 676 M.; 

b) 104 vererbte Grundstücke ohne Wertangabe; 

c) 153 zu Straßenland aufgelassene Parzellen. 

Als sich dann im Jahre 1903 die Notwendigkeit her^ 
ausstellte, auf neue Steuerquellen bedacht zu sein, begegnete 
die Verdoppelung der bisherigen Steuersitze, also die Er- 
höhung der Umsatzsteuer für bebaute Grundstficke auf 
IV« und für unbebaute Grundstücke auf 2% des Kauf- 
preises keinem durchgreifenden Widerstand. Diese Ver- 
doppelung ist durch die am 6. Februar 1004 staatlich be- 
stätigte Nachtragsordnung vom 28. Januar 1904 in Geltung 
gesetzt Demgemäß ergab die Umsatzsteuer für das ver^ 
flossene Hnanzjahr 1004 bei einem Umsätze von 2213 
steuen>fllchtigen Grundstücken 5 884 708 Ai 

Nun macht sich auf Grund der auch für Berlin be- 
schlossenen Bnführung der Grundsteuer nach dem MaO- 
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Stabe des gemeinen Wertes der Liegenschaften (oben unter 
IV) das Bedürfnis geltend, aucli die Umsatzsteuerordnung 
zu revidieren und aus diesem Anlaß einem Beispiele zu 
folgen, das in Frankfurt a/AL durch die dortige Steuerordnung 
vom 19. Februar 1904 bereits praktische Gestalt ange* 
nommen hat und auch In Köln a/Rh. Nachfolge findet 

Daß eine Besteuerung des tsnif er dienten Wertzuiuachses 
an Grund und Boden, des „unearned increment" gerecht- 
fertigt ist, wird von der Finanztheorie heute nicht mehr in 
Zweifel j^ezoc^en. Auch dürfte die Meinung vielseitiger An- 
erkennung c^cwiß sein, daß eine bloße Verkehrssteuer, wie 
die Umsatzsteuer, zur Erreichung; dieses Zweckes nicht hin- 
reicht, vielmehr eine Kombination verschiedener Steuerarten 
erforderlich ist. Die in dem gegenwärtigen Übergangsstadium 
der Kommunalbesteuerung hervortretende Tendenz, eine Er- 
fassung des unverdienten Wertzuwachses durch Kombi- 
nierung einer Wertzuwachssteuer mit der bereits vorhan- 
denen Umsatzsteuer zu erreicheni Ist daher verständlich. 

Augenblicklich hat die Steuerdeputation des Magistrats 
Berlin den Kommunalbehörden vorgeschlagen, diesen Weg 
zu betreten. Aus den als Anlage II beigefügten JJ 1 bis 5 
des Entwurfes einer neuen Steuerordnung ist ersichtlich, 
wie das Verhältnis beider Steuern gedacht ist. Hervor- 
gehoben sei hier nur, dal^ wShrend die Umsatzsteuer vom 
Erwerber getragen wird, der Schuldner der Wertzuwachs- 
steuer der veräußernde Eigentümer sein soll. Auch wird 
votgeschlagen, die auf Grund des Eigentumsüberganges 
durch Erbgang bei der Umsatzsteuer in Geltung befindliche 
Steuerbefreiung auf die Wertzuwachssteuer nicht auszu- 
dehnen. Für die Berechnung der Zinsverluste bei unbe- 
bauten Grundstacken, zu $ 5, Ziffer 2 des Entwurfs, ist an 
eine vierprozendge Verzinsung des früheren Erwerbspreises 
gedacht. 

Es läßt sich nun nicht voraussehen, welche Gestaltung 
die vorgeschlagene Neuerung in den bevorstehenden Be- 
ratungen der kommunalen Körperschatten erhalten wird. 
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Noch weniger läßt es sich voraussehen, ob die intendierte 
Verbindung der Wemuwachssteuer mit der Umsatzsteuer 

die praktische Probe auf die Dauer bestehen wird. Mög- 
licherweise empfiehlt sich für eine spätere Zukunft die 
Kümbinierung der Wertzuwachssteuer mit der Grundsteuer 
nach dem Maßstäbe des gemeinen Wertes, und in dieser 
Verbindung mag sich dann die Wertzuwachssteuer dermaßen 
ausbauen lassen, daß die Umsatzsteuer in \X egfall kommen 
könnte. AllerdinLis \\Tirdc eine solche Entwickelunj^ die Be- 
seitigung der Kontingentierung, wie sie die unter II und III 
berührte Steuerrelation mit sich bringt, hinsichtlich der Real- 
steuern zur Voraussetzung haben. Andernfalls liegt es auch 
im Bereiche der Möglichkeit, daß der Staat vielleicht die 
nötigen Mittel gewinnt, um wenigstens seine Immobiiiar- 
Stempelsteuer fallen zu lassen. 

Kurz und gut, die richtige Besteuerungsan der in Rede 
stehenden Gewinne, welche die moderne Entwlckelung 
schafft, bedarf noch so sehr der praktischen Erprobung, daß 
hier die Abgabe eines auch nur einigermaßen sicheren Ur- 
teils sich von selbst verbietet. 



In diesem Zusammenhange ist noch daraufhinzuweisen, 
daß das Kommunalabgabengesetz noch Beiträge (Special 
Assessments) und Gebühren (Pees) nicht nur zuiäüi, son- 
dern vorzuj^sweise als Deckungsmittel vorschreibt, so daß 
Steuern erst erhoben w erden sollen, wenn Bejträ|i;e und Ge- 
bühren nicht ausreichen. (Der vertragsmäßige Entgelt für 
die Benutzung; der Gas- und Wasserwerke, der von dem 
einzelnen Einwohner gezahlt wird, gehört nicht hierher, da 
diese Werke nicht öffentliche Kommunal-Anstalten sind.) 
Gebühren sind der von der Behörde auferlegte Entgelt für 
die Benutzung der im öffentlichen Interesse unterhaltenen 
Veranstaltungen. Die hauptsächlichste Gebühr ist die Kanali- 
sationsabgabe. Jedes bebaute Grundstück an einer mit unter- 
irdischer Entwässerungsanlage versehenen StnQe ist an das 
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Straßenrohr (Straßenkanal) anzuschließen. Diese vierteljähr- 
lich zu entrichtende Gebühr wird mit IV^^o des Nutz- 
ertrages des Vorjahres erhoben und richtet sich bei Grund- 
stücken, welche keinen Nutzungswert haben, nach dem 
Wasserverbrauch. 

Bei den Beiträgen handck es sich um Zuschüsse zu 
den Kosten der Herstellung und Unterhaltung oder auch 
nur der Herstellung solcher größeren Gemeindeanlagen, 
welche zwar von dem öffentlichen Interesse erfordert werden, 
jedoch gleichzeitig für alle Grundbesitzer oder einen Teil 
derselben einen besonderen wirtschaftlichen Vorteil mit sich 
bringen, der durch Auferlegung von Benutzungsgebühren 
nicht oder nicht vollständig erfaßt werden kann. 

An Beiträgen werden auf Grund des Gesetzes vom 
2. Juli 1875, betreffend die Veränderung von Straßen und 
Plätzen in den Städten und ländlichen Ortschaften, falls 
nicht ein Privatunternehmer da ist, welchem sämtliche Kosten 
zur Last fallen, von den angrenzenden Eigentümern die so- 
genannten Anliegerbeiträge erhoben. Dieselben können 
durch Ortsstatut festgesetzt werden für die Freilegung, erste 
Einrichtung, Entwässerung, Beleuchtungsvorrichtung und, 
bis auf höchstens fünf Jahre, für die Unterhaltung einer neu 
angelegten oder einer verlängerten, schon bestehenden Straße. 
Dasselbe gilt für den Anbau an schon vorhandenen, bisher 
unbebauten Straßen und Straßenteilen. Doch können die 
Anlieger zu diesen Verpflichtungen nicht für mehr als die 
Hälfte der Straßenbreite, jedoch höchstens bis zu 13 m 
Breite herangezogen werden. Während die Kosten der 
Straßencniwässerung auf 70 M, pro laufendes Meter fest- 
gesetzt sind, werden die übrigen Kosten insgesamt summiert 
und nach der Frontlänge der Grundstücke verteilt. Weder 
die in Berlin erhobenen Gebühren noch bis jetzt auch die 
Beiträge entsprechen dem englischen Betterment, denn sie 
gehen nur auf Kostendeckung aus und nehmen keine Rück- 
sicht auf unverdienten Wertzuwachs. 
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Doch ist am 10. April 1902 ein GemeiiKlebeschluO zu 
Stande gekommen, welcher, soweit das Gesetz vom 2. Juli 
1875 nicht Anwendung findet» ergänzend eintreten soll 

Es handelt sich um RUle, in denen aus stadtischen 
Mlttehi Veranstaltungen in bezug auf StraOen und Plitze 
getroffen werden, die werterhöhend auf einzelne Grund- 
stQclke dadurch einwirken, daß diesen besondere wirtschaft- 
liche Vorteile erwachsen. Z. B. wirkt die Verbreiterung 
einer Straße dadurch vorteilhafr auf den Wert der anlie- 
genden Grundstücke^ dalS auf diesen höhere Häuser als 
bisher errichtet werden können, weil nach $ 3 Ziffer la 
der Baupolizeiordnung für den Stadtkreis Berlin Baulich- 
keiten an StraOen nur so hoch sein dürfen, wie die Strafie 
vor Ihnen zwischen den StraOenfluchtUnien breit ist Ferner 
wird z. B. die Schaihing eines neuen Verkehrsweges durch 
Herstellung einer Brücke werterfaöhend auf die in der 
nächsten Nähe befindlichen Grundstücke wirken. Infolge 
derartiger besonderer wirtschaftlicher Vorteile sollen die 
Grundstückseigentümer zu Beiträgen zu den Kosten der 
Veranstaltung herangezogen werden. 

Der Gemeindebeschluß lautet: 

Zu den Kosten für Herstellung von Sirassawerbreiie- 
Anlegung von Plätzen, und, sofern dadurch ein 
neuer Verkehrsweg geschafPen wird, für Herstellung von 
Brücken, StraOenüber- und UnterfQhrungen einschlieiUich 
der hierzu erforderlichen Anrampungen und Zugangswege 
haben diejenigen Grundeigentümer, denen hierdurch be- 
sondere wirtschafdiche Vorteile erwachsen, Beitrage zu 
leisten, diKe nadi dits€n V6ri€ßmi m bem^sseii sinä* 

Dieser Beschluß hat bis jetzt nicht greifbare Gestalt 
gewonnen. Nachdem jedoch inzwischen der Übergang zu 
einer Grundsteuer nach dem Maßstabe des gemeinen 
Wertes beschlossen worden ist, ist es nicht undenkbar, daß 
der Gemeindebeschluß revidiert wird und daü sich an 
Stelle eines aufzuerlegenden Beitrages die Heranziehung 
des soeben erürtcrten Vorteils mit der Grundsteuer nach 
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dem gemeinen Werte kombinieren IXßL Es vfirde dann in 
diesen Hüen der dureh städdsclie Veri>es8erungen eoc- 
standene Wertzuwactis sofort durcti besondere Schätzung 
der Gnindsteuer nach dem gemeinen Werte unterworfen 
werden» wihrend die allgemeine Besteuerung des Wert- 
zuwachses» deren Kombinlerung mit der Umsatzsteuer ge- 
plant ist, den Mehrwert trifft» welcher infolge der durch 
das Wachsen der Bevölkerung vermehrten Nachfirage nach 
Grund und Boden entsteht. 
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Anhang I. 



S 1* 

Von allen im Stadt<GenieInde-)bezirlce belegenen bebauten und 

unbebauten Grundstücken, soweit ihnen nicht nach $ 24 des Kommu- 
nalabgabengesetzes vom 14. Juli 1893 Befreiung von der Gemeinde- 
steuer vom Grundbesitz zusteht, wird eine Gemeindegrundsteuer nach 
den Beatinmmngen dieser Stenerordnung erbeben. 

Der Besteuerung wird der gemeine Vert der steuerpflichtigen 

Gmndstficke zugninde Relegt. 

Die Grundsteuer wird nach einem für jedes Steuerjahr durch 
Gemeindebeschluß festzustellenden und in ortsüblicher Weise bekannt 
itt madienden Satze von jedem Tausend Mark des gemeinen Wertes 
der einzelnen Grundstflcke eriioben. 

S3. 

Der gemeine Wert kommr für die Besteuerung nur mit drei 
Vierteln (der Hälfte) zur ÄnrechnunK hei Gebäuden 

1. der Aktiengesellschaften, Genossenschaften und Gesellschaften 
mit beschränkter Haftung, deren durch Statut bestimmter 
Zveck ausschiie&licb darauf geriditet is^ unbemittelten*) 
PamUien gesunde und zweckmäßig eingerichtete Wohnungen 
in eigens erbauten oder angekauften Häusern zu billigen 
Preisen zu verschaffen, und deren Statut die an die Gesell- 
schafter zu ▼erteilende Dividende auf höchstens vier Prozent 
ihrer Anteile beschränkt, auch den Gesellschaftern für den 
Fall der Auflösung der Gesellschaft nicht mehr als den Nenn- 
wert ihrer Anteile zusichert, den etwaigen Rest des Gesell- 
schaftsvermögens aber für gemeinnützige Zwecke bestimmt; 

2. der Arbeiter, Handwerter oder diesen wirtschafdich gleichzu* 
stellender Personen, wenn die Gebäude dazu bestimmt sind, 
von ihnen ausschließlich oder außer von ihnen seihet nur 
von höchstens zwei anderen Arbeiter-, Handwerker- oder 
diesen wirtachafdich gleichzustelieaden Familien liewohnt zu 
werden. 



*) Je nach dem örtlichen Bedürfnis wird es den Gemeinden an- 
heimzugeben sein, auch solche Gesellschaften, Genossenschaften u. s. f. 
zu begünstigen, die sicti dem P.au von Wohnungen für minder be- 
mittelte Familien, z. B. Familien kleiner Beamten widmen. 
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$4. 



Dfo Feststellung des semeiiiea Wertes erfolgt ffir jedes Steuer^ 
jshi*^ durch den Steuenusschuft (Msgistrs^ Gemeindevorstind). 



Nach dem Entwürfe, der von der Steuerdeputatton den Korn- 
munalbehörden (Berlins eingereicht ist, soll hier noch hinzugefügt 
Verden: 

„Bei den nsch den Bestimmungen Im $ 2* des Kommunslsbgsben- 
gesetzes nur teflweise zu veranlagenden Cnindstüeken gilt als 
gemeiner ^ert der neunzelinfaGhe Mietswert des steuerpflichtigen 

Grundstücksteiles.** 

Diese Bestimmung wird, namentlich für Dienstwohnungen in 
sonst steuerfreien Sffendichen Gebinden vorgesehen und die Kspi- 
talislerung erfolgt durch das Neunzehnfache, weil in Berlin rechnungs- 
mäßig im Durchschnitt da> 18 bis 19fache des jibrlicben Mietser- 
trages den Verksufswert der Gebäude ausmachLl 



**) Entsprechend der Veranlagung der Vermögenssteuer <S 37 

Ges. V. 14. Juli 1893) wird an Stelle der alljährlichen Feststellung auch 
eine Feststellung für mehr- (etwa drei*)jährige Veranlagungsperloden 
treten können. 
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Anhang iL 



Auf Grund der SS 1«"^« '8, 69, 70 und 82 des Kommunalabgaben- 
gesetzes vom 14. Juli 1893 wird mit Zustimmung der Stadtverordneten- 
Versammlung folgende Steuerordnung erlassen: 

S 1. 

Jeder nidit unmittelbar euf Grand einer Erbseliaft erfolgende 

Übergang des Eigentums an einem im StadtbeziriM gelegenen Grund- 
stücke oder Grundstücksteile unterliegt einer Steuer Yon 1% des Wertes 

des veräußerten Grundstücks. 

Beim Eigentumswechsel von unbebauten Grundstücken ^erhöht 
^di die Steuer auf den doppelten Betrag (2 %). Ala unbebaut gelten 
die Grundstflcke auch dann, venu nur Schuppen, Baracken [und ahn- 
liche der einstweiligen Benutzung oder anderen vorijberi^ehenden 
Zwecken dienende Baulichkeiten darauf errichtet sind. Hofräume und 
Hausgärten bebauter Grundstücke unterliegen der Steuer von 2%« in- 
soweit aie nach Umfang und Lage abgesondert baulidi verwertbar sind. 

Beim Tauach von Grundstücken wird jeder Elgentumswert beson- 
ders besteuert. 

$2. 

Die Wertermittelung ist auf den gemeinen Wert des Gegenstandes 
zur Zelt des Bjgentumswechsels su richten* 

In keinen Fdle darf ein geringerer Wert versteuert werden, als 

der zwischen dem Veräußerer und dem Erwerber bedungene Preis mit 
Einschluß der vom Erwerber übernommenen Lasten und Leistungen und 
unter Zurechnung der vorbehaltenen Nutzungen. Die auf dem Gegen- 
stande haftenden gemeinen Lasten werden hierbei nicht mitgerechnet; 
Renten und andere zu geiHssen Zeiten wlederkdirende Letotu^M 
werden nach den Vorschriften des Gesetze^ betreifend die Erbsch^ls- 

stener vom ^j^^l^ SS 15 bis 19 und^vom 3t. JuU 1895» Artikel 1, 

No. 2 kapitnliaiert 

Zu der Steuer des S ' (Umsatzsteuer) wird eine Wertzuwachs- 
steuer erhoben, wenn der gegenwärtige Erwerbspreis bezw. der ge- 
meine Wert des Grundstücks den tür den früheren Eigentumswechsel 
in Betracht kommenden, zuzfiglidi der Anrechnungen des $ 5 um mehr 
als zehn Prozent übersteigt 
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Bei der Veranlagung dieser ZuschUce iat es belenglo% ob der 
frühere Eigen tu mswechsel vor oder nach dem Inkntfttreten dieser Ord- 
nung stattgefunden bat. 

Die Wertsuwtdisstetter betrigt: 

1 <Vo t^cr Wertsteigerung, wenn diese mehr als 10 bis 15 % 

» » » »i»20„25j,j 

4»» n M n »»25„ 30 „ j 

5»» ri n n n n 30 ff 35 „ 

des früheren Erwerbbpreises bezw. des gemeinen Wertes ausmacht} usw. 
)e 1 % bei weiteren 5 % Wertsteigerung. 

$5. 

Bei Ausmittelung der Wertsteigerung im Sinne des $ 4 ist von 
dem früheren Erwerbspreis auszugehen, demselben sind aber hinzu- 
zurechnen: 

1. alle Ausgaben iür dauernde Verbesserungen des Grundstücks 
eiasdriieOlich der StiellenlMakosteii und der Kosten für den 

Anschluß an die Kanalisation. Kosten für Neu- und Umbsuten 

werden nicht berücksichtigt, soweit sie aus Versicherungen 
für Brände» Wasserschäden und dergleichen gedeckt worden 
sind; 

2. 1>ei unbebauten GrundstQeken, welche der Veriuflerer niclit 

selbst in landwirtschaftlichem oder gewerblichem Eigenbetriebe 
genutzt hat, aucii Zinsverluste, Reparaturen und Unterhaltungs- 
kosten, jedoch nur gegen Aufrechnung aller gegenüberstehen- 
den Einnahmen. 

Landabtretnngen zu StraSen und Plltxen weiden in der Weise 

berficksichtigt, daß der gesamte Erwerbswert nicht auf die ursprüng- 
liche, sondern auf die nach der Abtretung verbleibende FUcbe ver- 
teilt wird. 

▼eitere Anrechnungen sfaid nicht statthaft. Die Differenz swischen 
dem frfiheren Erwerbspfels susflglidi der vorstdiend zugelassenen An- 
rechnungen und dem gegenwirtigen Erwerbspreis gilt als Vertsteige- 
rung. 
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The Berlin Rates on Landed Property 
in thdr Connection with the Reform of 
Government -Taxes enacted 1891/93« 

Preliminary Remarks. 



^ l^n dealing with the quesdon of assessment or'direct* 
j^J^ taxation (e^eku Btsteuerung), we must above all 
dearly dlsttngaish and bear in mind two fundamental notions 
of political economy, viz. those of income or revenue (Ein- 
kommen)^ and yield, profit, or proceeds (Ertrag)* The 
income- tax takes the individual household as a whole, 
and is laid upon the profits or proceeds — whatever aources 
they may come from — as benefiting the person liable to 
be taxed. Thus the income-tax, through oiie assesament, 
bears upon the whole of the rate-payer's income whether 
proceeding from capital, landed property, commerce and 
industry, includlng the vorking of pits and mines, or from 
aome profitable employment or vocation (gewtmbrmgende 

Beschäftigung). 

Taxes, however, imposed upon such profits, or 
^profit-taxes*, as they may be shortly called (Ertragsstemm), 
are referred to the object or source yielding the profits. 
That object, or source of proüt, is looked upon as being 
distinct from the subject, or proprietor, and the proceeds 
are taxed at the different sources of income. 
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Ground-taxes (Grundsteuern), house-ttxes (Gebäude- 
steuem), aod taxes pald for carryiog on a trade ('trade- 
taxes'y Gewerhesteuem) are 'profit-taxes' (Eriragssteuem), 

If, in addidOD to die incomctax, prolit-taxea are levied, 
the fiinded income is taxed twice. But diis does not, accord- 
ing to Germao nodona, really imply a double taxation, 
because the ao-called funded or real iocome^ as baaed upon 
property, or profitable Investment of propeny, is more pro- 
ducdve tlian personal income» and may therefore be 
aimultaneously taxed in several ways wlthout bdng vronged. 

Accordingly» at the beginning of the last decade of the 
preceding Century, the 'clasaifled* and income-taxea 
(JQasseu- und Bmkomsnensteuer}, the ground- and house- 
taxea (Grund- und GebäudesUuer), and wfaat may be called 
the 'trade-tax' (Gewerbesteuer) formed the basis of the 
govemment System of assesaed taxation in Prusaia. (The 
ao-called 'classified' tax bore upon incomes not exceeding 
3000 Marks, and, in the end, differed only in the mode of 
assessmeat from the income-tax.) 

The present Status of toatt taxation of the ground is, 
through the medium of the executive power, still in some 
way connected with the former mode of taxation, as will 
be shown by a retrospective view of its development. The 
following remarks must in the first place consider the 
principles follow ed by government in the assessment of the 
hüuse- and ground-taxcs ; next they must examine the recent 
development of those taxcs into a local rate, throwing a 
glance, ar the same time, at some of the tnain points of the 
Reform of Prussian Taxation, after which an account 
will be given of the present condiiion of the local ground- 
taxes in Berlin. Finally the taxation of houses, buildfng 
lots, or oiher landed property, when changing hands, 
the so-calied 'sale-tax* (Umsatzsteuer), will have to be 
mentioned, and a sketch will be added of a new *in- 
crement-tax', which is still in the first stage of preparation, 
and which in part may assume the form of a 'special 
assessment' (or contribuiion, Beitrag), 

30 



Digitized by Google 



L T]iele«dliig]irindp]esof thehoim-uidgmiiid- 
tajies as assessed by government. 

By the Act of May 21^ 1861, che house-tax aad die 
ground-tax were separated. 

a) The general house-tax was made payable on build- 
ings anJ the court-yards and gardens appertaining to them. 
The rate of duty on dwelling-houses is 4%, on buildings 
exclusively or principally appropriated for industrial pur- 
poses, 2% on the value oF usufruct. The value of usufruct in 
towns and in those country-places where the majority of 
dweliing-houses are regularly let, is fixed according to the 
last ten years' average value of the rent, otherwise, if 
necessary, by valuation. The assessment is revised every 
15 years. In order to keep the tax-rolls (StetierrolUn) up to 
date, all alturLitions owing to change of hands, or involving 
the taxabüity of buildings (especialiy pubüc edifices) hiiherto 
exempt from taxation» or vice versa, are entered on the 
register. At the end of the first 15 years* period, the 
revenue of this tax had risen from 21 million Marks to 
30 8 millions. According to the esdmate of 1893, it 
amounted 

in the towns to 44,116,000 Marks, 
in the country to 14,027,(XM) Marks. 

b) By an Act of May 21., 1861, the ground-tax also 
was newly regulated. It is payable on all landed property, 
(real estates, or lots, GrundsHUke) fit to yield profit, but not 
8ub|ect to house-tax. The ground-cax is assessed according 
tothenet proceeds (Remertrag), Net proceedsofapiece 
of land in this case means die surplus vüch remalns after the 
expenses for management (farming, cultivation, &c. Be» 
wUrtsduiftung) have been deducted from the gross amount 
of proceeds, and vhich is likely to be — not temporarily, 
but — regularly derived from the property in question. 

Therefore, in this case also, the tax is not assessed 
according to the actual proceeds, but to the average pro- 
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ceeds of the last ten years. The net proceeds are fixed 
according to the quality-classes (BmuHUsklassen) to which 
the estates may belong. Such a quality-class comprises all 
the pieces of land which belong to the same sort, as far 

as cultivation is concerned ^ Kultur gattung), and which, 
having equal arcas, arc cqually prüductive. The number of 
quality-classes foi cach „Kultifff^attung" tO be distinguished 
in evcry district [s not to exceed 8. Every districi keeps 
a register of lands ( I'hirüiiL/ij and a t^round-tax roll ( Grund- 
steuer mutter rolle). The register of lands contains all the 
estates or landed properlies ( Wirtsdtaficu) and states their 
areas and net proceeds; the ground-tax roll enumcrates the 
Single lots or parcels. At the same time, the cadasters 
(Katasur), based upon the two afore-named registers and 
upon exact maps, form the indispensable basis for any sale 
of land. Although those cadasters are continually kept 
Up to date (except as far as changes in the kind of 
cultivation are concerned), still they become inexact; so a 
revision takes place every 15 yt;ars for the assessment of 
the ground-tax also. That tax amounts to about 9V-2% of 
the net proceeds of the taxable real estate, and may be called 
a quota-tax ( Reparil (umssteuer), the registered net yleld of 
which is allotted to the different provinces and districts, 
and down to the Single estates. The contingent in 1861 
amounted to 10 million Thalers (30 million Marks), to which 
must be added that of the ncw provinces annexed in 1866, 
amounting to 3,200,000 Thalers (9,600,000 Marks). The 
ground-tax yielded about 2-7% of the total revenue of the 
State. On the wholc, that sum has not materially changed. 
In 1003 ii amounted to 

38^174,124 Marks ia the country» 
3,434,180 Marks in the towns. 

The law makes the ground or estate taxable; hence it 
is not the usufructuary (Nuizniesser) but the owner that is 
liable to pay the tax. It should also be mentioned that, 
concrary to the iiicome*tax, for which the deductions ad« 
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missable for debts» fiscal burdens, and otfa«r thing^ are 
minutely regulated for the purpose of ascertaiiiii^ ihe 
taxable Income» no deductions vbacever for debts are 
admitted in the assessment of the ground- and house-taxes, 
nor of any other so-called proflt-tax fBriragssieuerJ, 

IL H m. The recent development of Ide hotise- 
aad groand-taxes Into a local groond-taz In cohm- 
qnenc« of the reform of thegovemmentliicoiiie-UuL 

In the first place we must briefly examine some of 
the aims of the Income-Tax Reform-Act of June 24., 1891, 
which combined the former classified and income- 
laxes. The utter insufficiency of the old assessment 
(if those two taxes called for an improvement. A basis for 
it is aPPorded by preliminary estimates of special committees 
(for incomes not exceeding 3000 Marks), and obligatory 
self-assessment of all those persans who havc incomes 
exceeding 3000 Marks. In bis declaration the tax-payer 
has to State the total amount of his income as yielded by 
the four sources of income already mentioned in the 
beginning of our I^eümtnary Remarks, 

Those seltosessments are subject to belng controUed 
by official Investig^tions and examined by special assessing 
committees, which, by their composition, Warrant an ade- 
quate and impartial appücation of the principles of assess- 
ment, and which have the power as well as the duty of 
independently ascertaining, or, as the case may be^ valuing 
the incomes. At the same time, for the benefit of the tax- 
payers, the ways of appeal (Berufungsmsen) were regulated, 
and the ultimate appeals were committed to the Supreme 
Administrative Court of Justice (OberverwaUnngsgeHch^. 
The assessments are formally based upon the annual statistics 
of the Population, drawn up every year on die 26. October. 

Another Chief aim of the reform was the exoneration 
of the small and medium incomes, the former tarilf rising 
already to nearly 3% for an income of only 3000 Marks. The 
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lower Umit of assessaUliiy wis ftxed, it It wat before, it 
■a ineoM of 000 Matt«. The ntes of duty vere gni4ifai> 
od aeeordins to the aflouai loeone. The taHif of taxaHon 
ia progreaalve, The rate risea from -62*70 of the averafe 
income ia the loweat grade {Steimntife) co 3% oa an 
average for incomes from dSOO to 10^00 Markig and 
thte latter rate is tept on up to faieomea of 30»500 Marka. 
Bqrond ihat, It riaes noti! it amomifs to 4% of the lower 
Itait of eaeh gp«de oa iocooMa exeeedhig 100,000 Ifaito. 
Thua it amounts to 4000 Marka on incomea from lOfMXIO 
Marha to 105,000 Marks, and riaes by 200 Marks for 
every additional 5,000 Marks of Income. It ahould be 
noticed here that by the Income-tax Act of June 24^ 1891» 
certain Juridical personages {RtcktsptrsänSdikeiun)^ especially 
joint-stock companies, have become liable to pay taxea. 

The result of this reform of che government incoDac- 
tax was as follows: While the estimüie < Vtraniui^ungssMl) 
of the old 'classified and income-iaxes' in 18Ü1 — 02 vas 
79,558,827 Marks, the amount to be levied (UeäumgsSfiU) of 
the Fcformed income-ttx rose tt» 

124*84 mitlion Marks in 1802-93 
127*06 • , . 1666—97 
168,837,643 Marks , 1002-03 
166,356,311 « , 1903--04 
101,2^0,947 „ , 1904—05. 

Thus muck about the iacome-tax. 

In the System of *proßt-taxes\ which continued to 
exist beside the mcome-tax, one link was still missing, 
viz. a tax on monetary capital (Geldkapäal). A fair repar- 
tition of taxes, as long as the government 'profit-taxes' 
were to be kept on, could only be arrived ar, if, besides 
the house-, the ground-, and the trade-taxes, a tax uas 
imposed on the interest or rent yiclded by monetary^ capi- 
tal. The difficukics ot a uniform regulation of the ^profit- 
taxes', inclusive of a tax on monetary capital (KapUai- 
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r^ntensUuer)^ however, proved too great, and as one of thc 
main objects of the tax-reform of the Sttte had bcen the 
establishment of a safe basfs for local taxation, govcrnment 
resolved to exclude all 'profit-taxes' from the System of 
assessed government - taxes ^^r^*/<r Staatssieuem) and to 
compleie the government income-iax by a property-tax 
(Vermögenssteuer)^ u hich was introduced by the Comple- 
mentary Tax Act of ju!y 14., 1893. That property-ttx is 
no proftt-tax imposed upon any particular kind of income, 
but a taxation of the source of funded income ffnndierUs 
Einkemmen) in general, and as, ifl comparison wiih the 
governtnem income-tax, it is of an aeeessory character, k 
cannot for that very reason be used by munieipalities 
as a basis for additional local assessments (kommunaU Zu- 
schläge). The whole of the movables and immovables, as 
far as they are, or may be, the sources of any income, are 
subject to taxation, deduction being made of the debts. 
Only physical personages are taxable, and nohody is obll- 
ged to make any Statement with retard to this particular 
tax. The period of assessment lasts three years. The 
taxable grades {Steuerstu/en) rise 

by a^yOOO Marli« \w prpp^njes from 6,000— 24,000 Marks» 
by 4,000 » , 9 » 24,000— 60,000 » 

by IC^OOO » » » » 60,000—200,000 » 
by 90^000 » * » » exceedlng 200,000 . 

ajMl the r0te is P^r ihpusajul of tb^ lower Mmx Qf each 
grade; thus it js: 

3 Malta for properties evceeding 6,000 MatÄiS 

and not exceeding 8,000 ^ 
12 Mark^ for properties cxceeding z^^m » 

aad not exeeediag 2S»a00 » , 

These raies, aoeordiiig lo legal reaervatfon, were raised 
by decree (of June'25., 1805) by 5-2 Pfennigs to Ihe Mait. 

TJus Kontingent of the calculated receipts for the 
£«cJMB4«<cr waa ftx«d ai 35,000^ Mark^ For JJiie 
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3 years* period of assessment 1902—1904 It amounted to 
36,916»588 Marks. 

IV. The lo88€s vhich die Exchequer would have 
suffered hy {Ivlng up che 'proFIt-taxea* havlng thus beeo 
esseotially compensated for, die ground- and house-taxes 
as weil as die trade-iax (whieh had already been feformed 
by an Act dated June 24^ 1891), aod the miniog-duties 
(Bgrgwerksabgabm) were simullaneously abolished« aa far as 
the Exchequer vas concerned, by the Act of July 14^ 
1893. By another Act bearing date oP the same day, die 
80->called 'Local Taxadon-Law* (KoHummaktbgabengese&t)^ 
the ground-iax was nevly regutoted as an integrant pan 
of local taxation. 

The foUowing remarks will serve to fiirther explain 
the matter. Apart from being endded by the 'Local Taxa- 
don-Lav' to demand ^fees* (Gebükm) and contribudons (or 
^special assessments^ BeUräge) for public works» insdtudons, 
&c. (J^mtUehe VeranskUumgen)^ payable by landlords and 
other persons benefited by the same, the municipalities are 
to levy the required amount by assessment (or 'direct* 
\Xiiiti^ direkte Steuern) only as far as the municipal expenses 
are not covered by Mndirect* duties (nuUrekte Steuern). 

The further development of the System of Mndirect* 
local taxation, however, remains the task of a near future. 
Among these Mndirect* duties in Berlin the so-calied 
*sa!e-tax' ( Umsatzsteuer) ^ which will be spoken of in Para- 
graph V, is the most Important. It is mainly the assessed 
taxes {'direkte' Sti'vern) that cover the expense provided 
for in the local budget. Of such taxes, the *Local Taxation- 
Law' admits the local income-tax and those 'profit-taxes' 
which have been confcrred on the municipaiities (or local 
communities, OrtsgeiMinden)^ viz. the taxes on ianded 
property and on trades. 

These tu'o kinds of 'profit-taxes' are the so-called 
'real' taxes (Realsteuem) of the 'Local Taxation-Law'. They 
are now exclusively used for covering the expense of the muni- 
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cipality» but fornially tbey answer no longer die require- 
meiits of a sound and adequate laxaiion. So it was die 
Intention of Legislation tiiat diey should be levied only 
provlsorily until die loeal communities, by nev tax-r^- 
lations, should have provided new ^reaP rates of tiieir own. 
For diat purpose the Law leaves a variery of modes and 
possibillties to die communities» e. g. as for die future 
ground-taxes» they may be levied accordlng to the value of 
usufruct (NtUatiigswtrt), to the value of rent (BkIU^ oder 
Mietswertjy to the 'common value' (i. e. the marketable 
value» or selling-price» Verkm^swtrt)^ to die diffbrent classes 
(AbsM^ungm) of landed property widiln a local Community» 
or according to a combination of several of these modes. 
Meanwhile» until the local communities shall have provided 
new 'real' rates, the State has agreed to continue assessing 
and administrating the 'real' taxes for the benefit of local 
taxatloo, keeping on the existing legal regulations and arrange- 
ments conceming themJ 

Apart hom this, government and local taxations do not» 
as they do In Entfand, represent . two separate and Inde- 
pendent Systems» but» with regard to the income-tax, the 
taxable sources of revenue (Suuerqueüen) are, in general, 
identical for the government and local taxations. The real 
reason of this may be, that local communities have also to 
perform similar duties and tasks as the State, and that corre- 
sponding fiscal burdens must, therefore, be borne according 
to the general ability, i. e. in shape of an income-tax. While 
the Law favours and promotes the developinent of parti- 
cular *rear rates, it prevents the levying of independent local 
income-taxes. Local rates on the income may only be le- 
vied in close connection with the government income-tax, 
and, as a rule, only in shape of additions to the latter. But, 
as the State, by the Act of June 24., 1891, had considerably 
increased the revenue from the income-tax, the government 
thought it advisable to limit the local communities in their 
power of levying additions to the income-tax. In like 
nianner, although the Law tends to raising the yield of 
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*ttüV (altes, i( is ndcessHiy düt a one-sided stfiiil on fhaiii 
ÜhoülA be avoided. Por Iiis NiMli fhe Utoil Tmtion-Uv pfd* 
iefibes the followllig general miNle fdf thi «llofme« öf die 
fe<)uired ainoudt to the dlfFeretit klAde 6t tmm, 

Up fo 100% ofihe 'real* «xeeAiaybe levied without 
texiiig itt lüeome if alL If b4ih Hieel' en/ iiieoffle^xes 
betevied, the comAunIty ebilt levy of the Veer uxes 
not leM than ihe pereentage levied of che Ideal addldon lo 
the soverftmentlnodffle^fix» and not more diaii halfa&itieeh 
egeio* Thua» if a tocal eoflimiirtify levy 100% of addidon 
to the govemmeiit Iftooine«««» it shall be endtted to tety 
Up tö 150% of the Veit* uxea «saesaed by the State Ibr 
the purpose of locat taxadoit. If the *rear taxes exeeed 
150<^/o» ind at the eame tline ae Ineomo'tax be imposed to 
die afMoüiitof 150% for every pereent of Veal* taxes be» 
yond diat, 2% of ihe govemmemlfioome-iax may be levted. 
Bttt the lodal Community shall not have die rlght of ehilm* 
Ing more than 200% of Veal* taxes^ and if more dian 100% 
of local addldon to die governmettt ineome4ix be wanted, 
fhe government have to be aahed fof dietr eonaent 

Thts rado of taxea remains tinaltered» if a loeel eoni- 
muftiiy have introdticed specüä *rear taxes« that is to say, 
the sum total of the Veal' taxes required must be redueed | 
to» and expressed by, the pereehiage of die Veal* taxes 
asseased by die State; thus» e. g., for die gronoiNax It I 
must be expressed by the peroenMge of the amoum of ' 
aasessment of the old ground* and hottse^taxes« aa des* 
cribed above in $ I. Now, vhen die Loeal Taxadon^Law came 
iftfo fdrce, only a very sroall number of eommunldes possessed 
e special ground- tax (or ground-and house tax)« buc the rates 
Od landed property Ware regukrly tevied aceording to die 
ibove-mentioned aaseasment made by govemmenL As soon 
es these taxes had eeased to be govemmeftf^taxesy the defeets 
of die System were more plainly and olearly disolosed. As 
the ground- änd house-taxes vtih their comparafively low 
rates of duty were based, within periods of 15 years, upon j 
the average proceeds of ten years, this unchangeableness 
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iittdiily beneftted the owiier, whenever the market had a 
riaiiig leiKlniey. BealdM^ even wiebln the lystein of 
'proflt'-caxaiioii (Br^gsstatät^siem) iiself, especiilly in 
towaay mitters resulted io a one-alded flaancial atrain on build- 
iiig» as cofiipared with grounda not boUt upon, inaamuch aa 
it waa out of die power of local eommtinitiea aufRclendy 
to tax the value of buUding-lota, which in rapidly growing 
plaeea waa continually increaaing. Yet aueh a taxation of 
bulding-grounda is the anore important the leaa their ownera» 
by withholding the lots from the general traffic and trade, 
ean be aaid to promote the common weal. 

It is true, the Local Taxation-Law had, for thai pur- 
pose, provided for a tax on building-grounds. That tax was 
meant particularly to beer on the increment of value brought 
about by the regulation of building-alinements {Bcmflucht- 
Hnien). Practically, however, it pro\ ed extremely diffl- 
cult to fix that increment, and the buiiding-lot tax, even in 
the communities that had already introduced it, lost in value, 
n'hen the Supreme Administrative Court of Justice decided 
that oniy such grounds should be taxed as had become 
more valuable by the regulation of building-alinements as 
prescribed by the Alinements-Act of July 2., 1875, so that 
the grounds with oider alinements had to be left exempt 
from duty. 

But even with regard to the taxation of buildings 
the irregularity of the duty imposed proved a great draw- 
hack. In a decree issued by the Ministers of the Interior 
and of Finances, bearing date of Ociober 2^ we 
find the foUowing remarks about it: 

% large towna, in fast-growing suburban townships, or 
in towna of medium aize, especially in communities in which 
worlL-people are comparatively numerous, the value of usu- 
fruct of buildings as fixed in the assessment of the house- 
tax according to the average of at least ten years within 
periods of 15 years, does not afFord an appropriate Standard 
of assessment (VeraiUagimgstnassstab), 
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Apart from the fact that it disregards the rapid chang» 
of the values of usufiruct in the above-ineiitioaed places, 
that Standard of asseaament must prove oppressive and 
burdensome where the houae-owners obtaio higher rents 
than would correapond to the usual intereat borne by build- 
iflgs. That ia the caae, however, as experlence proves, in 
communidea of the said kind, with houses containing small 
sets of rooma, particuhirly dwellinp for worli-people, because 
there the greater wear and tear and the greater tincertainty 
of the payment of rent will naturally raise the rent. Now, 
the houae-taxes behig usually shifted off by the ownera upon 
the tenants, the Standard of aaaeasment according to the 
annual value of uaiifruct often calls forth a further rise of 
the rent of amall dweUlngs» Thia undeairable eflbct is 
avoided by taxing the monetary value of the buildings» vhich» 
in a certain number of towna, has already brought about a 
remarkable exoneration of the houaea vith small dwelUngs. 
On the other band, auch an alteratlon of the atandard of 
aaseaameqt muat lead to a heavier taxation of auch more 
valuable buildings as only yietd a moderate intereat. Thia, 
aa experience ahows, holda good pardcuhirly vith regard to 
houaea occupied by better chiaa people.' 

In Order» therefore, to remedy auch defecta and draw* 
backa by a more uniform and juat taxation of piecea of 
ground, whether bulh upon or not, and, at the same time» 
in aome meaaure at leaat, to tax the eaay gdn obtained by 
grouttd-jobbera througb the incremeot of value, the Mi« 
nisters advised the local communitles, when issulng nev 
rate-reguktions» to chooae the Standard of the ^common 
value', i. e. die uaual selling-price (gmtmtr Wert)^ in order 
to ensure a more elKecdve and uniform taxation of grounds, 
whether built upon or not This atandard of aaaeaament 
ia all the more recommendable, because Its adopdoo doea not 
offer any great difRculties, inaamuch as, for the beginning, 
the government aaaesament of the property-tax on the diffie- 
rent buildings may be used as a basis. 

Appendix I contains the flrst four paragraphs of a 
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panern oF me-regulation, as recommended by the Ministers. 
At tbe same time J 3 ahows that for the erecdon of dwellinj^ 
höttses for people of smaller means a special reducdon of 
races is to be granted 

A recent ministerial memorandum states that 71 town- 
ships and 53 rural communities have already adopted the 
Standard of the 'common value', and it cannot be denied, 
that the resuh hitherto obtaincd is a good one. 

In applying the same percentage as the one at which 
the ground-and house-taxes had been assessed by the State, 
the taxation on the basis of the 'common v a 1 u e* resuhs in 
a far more intensive taxation of buiiding-lots and better class 
dwelling-houses, and, at the same time, in an exoneration 
of medium-class houses, and houses for poorer people. 

In Berlin things were somewhat different. 

V« The City of Berlin has never levied the *real* 
taxes assessed by the State. The (p*otind-cax on lots not 
bulh upon was altogether out of quesdon» for, to glve one 
example at least, the ground-tax in 1900 only amounted to 
74,474 Marks as ag^dnst 11,431)190 Malis of house-tax. 
Since the seeond decade of the last Century, Berlin levied 
a house-rent duty at the rate of 6*/$%, which rate was, in 
the end, reduced by grades for honse-rents of from 1000 to 
300 Marks. 

Besides this, from olden times, die ground-owners had 
to pay a house-tax assessed according to the toml value of 
usttfruct of the preniises, the rate of that tax, since 1865, 
betaig only 2^9% of the rent 

In consequence of the Taxation-Reforms of 1891/93 
Berlin found it convenient to aboHsh the house-rent duty, 
but what had hitherto been the house-tax, was kept on 
under the name of ground-tax. 

The deficit caused by the abolition of the house-rent 
duty had to be covered by increasing the rate of the ground- 
tax in conformity with the above-mentioned normal rules for 
the distribution or allotment of the required amounts to 
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Ihc diffiereni Und« of ttxes or rates. HidicnOy in die prdK 
mlMry cfltimaiM of tfae «mouais raqttlred by the muttieipil 
bttdiet» Berlin hw» almost witbout n excepdon, beea tUc 
to fix fhe ratio betveeo the Iiiooine-tttt and the 'real* taxei 
in such a manner diat ii waa sufllcient to' levy 100% of 
the govemment inconie-iax, and 150% of Veal* taxea. 
Thua the apecial conaem of die State» whleh ofhcrwiac 
wotild be neeesaary for levylng higher raiea, vaa avoided* 
That ratio between 150% of 'real' taxea and 100% 
of iocome-tax gave a rate of duty of 5*8% for the ground- 
tax, and that rate has hitherto remained unaltered. Bat die 
Berlin ground-tax being baaed upon the value of uauf^nct^ 
the lots not buUt upon could only be taxed aa for aa they 
vere let 

So they yielded next to no revenue from that rate at 
ail, for the rents actually paid for diem were litde more 
dian nodiing fai comparison with die intrinstc value ofdiose 
grounds or estates. Therefore, the Common Coundt (Stadt- 
iferordmtemfetsentmhmg\ by a resolution Of November 7.» 
1001, requested the Local Board (the Mayor and Aldermen, 
M»gisira0 to examine the question of hov the lots not butft 
upon ffllght be more elTectively taxed, and whether it might 
be done by means of assesament according to the 'common 
value' (gemtkt^ Wer^. Düring the subsequent detiberadons 
die municlpal corporationa showed themselves inclined to 
keep on the then-prevailing taxadon of buildings according 
to the amoum of rent they yield, and, beyond that, as is done in 
Frankfon on the Main, to tax the lots not buiit upon according 
to the ^common value', perhaps at the rate of 3 Marks for 
every thousand Marks of value. It may appear doubtfui 
whether this immediate juxtaposition of those two kinds of 
rates, if a rate-payer were to go to law against it, would be 
approved of by the Supreme Administrative Court of Justice. 
But in all probability it would have been possible to find 
a legal way of combining the two Standards. 

A second tendency recommended introducing an 
equal taxation of all lots, whether built upon or not, 
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«ccording to fh« ^common value*. The followlng wäre che 
priMipil reime eUeged by che edvocacee of che preeer- 
vtckm of fhe ihea exisdng caxetioii of buildtaip eoeordiog co 
in« imottnc of redt: It ü but firir thtt tmder che exietiiig eaeeee- 
menf the ownere ehottld be benefited by che empty apparc- 
Miica being taken imo aecottnc for aecercalDing the valite 
of ttniftiief. Not one of che objeedoiia «rg^ by aeienee 
agnloat che reliability of a Srahie^reglacritioii* (WisnitaUuinfi' 
nmg) faolda gOOd wich our grofmd-tax (HausgrwndHeumr). It 
iiiceisitates neiiher any compUcited organisacion ttor any 
arUirary hypotheaes. By meaoa of the annual atatemenc 
of che proceoda {Niusungsnaehweimngj^ vhieh the ownera 
have got aecuatonied to« che proeeeda of every buihling 
are flacenained in the moat eorrect and reliable manner, 
vhereaa the regiatratloii of the value of buUdings ia not to 
be depended upon, because the selHng-pricea of houaea 
Vary with the ohangea in the State of the market aod che 
rate of interest, and because the intrinsic differencea in the 
«luality of the various building-parcels are so great that, 
eonsidering they can only be insufficiently known, only 
average values can be arrived at. Even in ascertaining 
such average values, the uniformity of taxation obtainable 
can only be approximative, hccausc only a sufficient nutnber 
of selling-prices of comparatively recent date would ensure 
a better resuh. and because it is extremel)' difficult to dis- 
card the chance moments which coiuribure to settle the 
selling-price. Besidcs it matters a good deal whether that 
price be paid in cash, or be allowcd to stand uvcr, or 
whether the seller also lent the building-money, or declared 
ready, for the unpaid remainder of the seUing-pricc, to ränge 
afier a mortgage which might be taken up later on, *iic. 

Finally they urged that it was a mistake to base a 
System of taxation entirely and exclusively on 'indirect' 
duties [indirekte Steuern)^ because they could not be relied 
upon in times of great distress, and that it was not advisable 
to assess buildings according to the 'common value', be- 
cause in times of great economical depression thosc values 
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vould go down. Besides» it was objected tliat during the 
linie of tinDsitioii in ever so many cases the asseasments 
would call fonh protests and aetions of appeal in the Ad- 
ministrative Courls» beeause the original bases are dosely 
connected wlth» and founded upon, the asseasments of the 
property-tax ( Vermdgensitetur)^ which is only Vs per thousand» 
wbereas» with a probable rate of 3 Marks of ground-tax 
per every diousand Marks of value^ it wotdd be In the 
owner's interest to obiain a lower estimate of their buildings. 

All these reasons, however, did not prevail; on the 
contrary, the majority were of opinion that the Standard of 
'common value' was more just and fiiir than the other. 
Besides, the total area of all the separate pieces of gronnd 
not built Upen which are to be found in Berlhi at the 
time being, amount to no more (han 700 hectares (about 
1,730 acres). On April 13^ 1905, the Mayor and Aldermen 
{Mügisirat) moved, and the Common Council resolved, that 
in place of the then-existing ground-tax regulation a new 
regulation should be issued, by which all grounds, whether 
bulk upon or not^ should be taxed according to the Standard 
of ^common value\ It may be mentioned thai, by thus 
passing from one System of ground^xation to another, the 
township of Berlin will not be benefited in a financial way, 
because the revenue from the ground-tax according to the 
'common value' remains dependent on the quota (or 
allotment, KotUingentierung) prescribed by the law concerning 
the ratio of taxes, as shown above in ^ II, and because, in 
deference to old tradition, the local authorities cannot make 
up thcir minds, unless it becomc absolutely necessary, to ask 
for the permission of ihc Royal Board of Control (staatliche 
Aufsichtsbehörtü) for levying higher raies of duty. For those 
very reasons the deliberations Icd to a resolution of the muni- 
cipal authorities to direci their efforts to removing those 
restrictions, which are an impediment to the rational develop- 
ment of the 'reaP taxes. It is natural that in any great 
reform of taxation Hke that of 1891/93 an allotment should 
be deemed opportune and necessary for the beginning, and 
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it may be cxpected that such a rcgulation will lose the more 
of its intrinsic iinpurtance rhe more the hjcal communities 
shali have reformed their 'reaP taxes and complemented 
their sy s t e m s o f * i n d i r e c t d u t i c s ' ( indirekte Steuern) . W e 
shall have to briefiy touch upon this matter again in the 
foliowing Paragraph of this sketch. 

The foliowing paiticulars will serve to illustrate the 
importance of the above-mentloiied kinds of rates for the 
municlpal budget: The receipts of die City^ of Berlin 
dttring the ftnancial twelvemomh beginning pn April 1. h. a. 
have been estimated at 135^00,761 Marks. 

That sum includes an estimated revenue from rates 
amounting to 70,689^44 Marks. 

Of these, 7^74^49 Marks in all are likely to be 

ralsed by the 'minor* taxes. The remaining bulk is al- 
lotted to 

the local income-tax to the amount of 31,710,000 Marks, 

the ground-tax „ „ » » 22,000,000 « > 
the trade-tax 

{Gewerbesteuer) „ , » • 9,600,000 „ . 

Of the 'minor* taxes the so-called 'sale-tax' (ümsats- 
Steuer) is the most Important. It has been estimated to yield 
4,921,500 Marks for die financial year of 1905. 

The taxation of the change of hands with regard 
to landed cstates by means of the 'sale-tax* is an 
*indirect' one. *Indirect* taxation does not concern rhe 
income, the proceeds of Single sources of income, 
or the property, buf its aim is to find out taxable 
objects which admit of drawing conclusions concerning 
the capacity for paying taxes. Here the iiability to pay 
rates is not founded upon the subjection of the assessed 
person, or of the 'reality' {Realität) represented by 
that person, to the financial supremacy of the tax-levying 
authority (a relatiooship that presupposes a certain du- 
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nition), but it deiiendt lipon cemin evesis tBkiag plice^ 
or upon cernla aeiioM Mng duae. Sucli mnm ^ 
•cdoai ccMMiit espedilty in JurMietl traattcdovs bucIi m 
purehttM, dumge «f faaads i|r tueettaloii» doiuHiiMiii |Mi^ 
ducdoQ aiid Mlft of imrUcaWt ob|f dt «r (omoditiffi» 
and tfae shov of Itixury (Hmariretfn des Uum), 

TbP '$«le-tax* is cono^ted with die juiidical conveytnce 
of landed ^sms, s$ prmribjsd by liw, Tbat conveyance 
elFecifd by an oral declaradpn called ^ces^ion' ^i^^j^m;^;. 
Thr Ipcal '$ale*iax* is matpb^d by a govcrrnn^nt 'traffic- 
tax on real estatea* (sioßäkhe JfmmobUka^VerkgkrsHeuer)^ 
which ia levied in shape of revenue-stamps at die rate of 
1 % of die pttfchaae-fnoaey. Those aiampa muat be put on 
the jurldical deeds of purchaae, whereaa die local 'aaU^tax^ 
ia coUect«d by ofBcer» of the commvnlty. In a decree bering; 
date of September 12«» 1890» the Mijdatera of Finances 
and of the Interior have promised a promodon of tbe deve^ 
lopment of thia loca! ^ale^tax' and have^ in pardctüar 
held out a hope tfaat^ in aanctioning die tax-regdationa». 
and taking into account the circumatances prevalling in die 
different communldes, they should abandon the exemptiraa 
provided for in the govemment 'S tarn p- law* {staatScMes 
Skff^tigesetz)^ the liniitadoii of ihe tm of dvty ip 1 % aa 
well a» dl« Provision of die same rate having to be chaiyed 
on lots built upon aa on thoae not buUi vpon. 

The fticlUty of levying thia tax, and die fiict diat 
many large Ibrtuoea are made by mcana of real taiatea 
whidi, In die flrai line, are bencfiied by tut txm^ 
munal works and inadttidona, have iaduced many 
eMmnunldea^aiiUNig diem die townahlpa doaely aurnMiBding 
BerUn, to make ose of die ^ale-tax*. A6er die first Berte 
^ale-tax* regulation of May 4^ 1695, every purchaae of 
bMded eatate widiia the townahip of ß^rlin, taking place by 
ifce Selleris ow« free^tl, was sub|ect to a rate of Vi 7« of 
the purchflse^money. This regulation was abolished aad 
supplied by another of March 20., 1807, which niised tlM 
^6ale-tax* on lots not built upon to i The obieedOM- 
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made dwf ag tfae fireptniion of tkte litter refvhitioa htve 
provcd uaftNioded. TWeif MdBf urged duM drfs tax d|d 
aot only betr itpoii tpecvMoa, bot alio m the mmimI Md 
unobjectionabte tt-afBc in real estatesi aad that it nmu^ 
ilMtelbre» haire a paralysiBg elfeoc oii die buildiiig'^nule, 
render all dMoge of liaada iiMNre dlflicul^ and prodiice a 
atafMMton aad atandFedll {ErMUurw^) of laoded pr^>erty. 

Tbe rate yielded: 





1 

number of lots 


! 

imomt of fnot 

M. 


1895 


1,113 


954,820 


1896 


1,668 


1,671,861 


1897 


1,754 


1,865,953 


1898 


1,712 


1,974,561 




1,663 


2,217,294 


1900 


1,501 


1,810,830 


1901 


1,616 


1,723,828 


1902 


2,028 


2,247,078 


1903 


2,431 , 


2,889,901 



There were exempt from duty in 1903: 

a) 2Ö0 estates that changed hands by succession; 
declared value 59,864,676 Marks; 

b) 104 esiates that fihanged baods wiibout a decla- 
ration of value; 

e) 153 parcela eeded or «old (aufgeiasstn) tat roaA- 
making puiposee. 

Then, in 1903, wheti it became necessary for the 
fnunicipality to tWnk of further sources of revenue, the 
duplication of the thcn rates of duty, raising to 1% 
the '^sale-iax* on lots built upon, and to 2% on lots 
not built upon, did not meet wirb any serious resistance. 
This doubling has been put into ^orce by the eupf^emeo» 

47 



Digitized by Google 



tary regulation of January 28., 1904, which was sanctioned 
by governinent Accordingly the *sale-tax' on 2,213 taxable 
landed estates, within the last financial cweivemonth, yidded 
5,884,708 Marks. 

Now, in consequence of ihe introducdon, reaolved upon 
also for Berlin, of die ground-tax according to die Standard of 
die 'common value' of landed estates (compare above, 
under ( IV), a vant makes liself feit to revise die 'sale- 
taxation' (C^atgsUtierordmii^) also^ and for that purpose 
to foUow the example set by, and put into pracdce in, Frank* 
fort on tlie Main, by the tax-regulatlon which was issued 
tfaere on February 19., 1904, and which was adopted also 
by Cologne on the Rhlne. 

That a taxadon of the 'unearned increment* {umßer^ 
dUnUr WertBuwacAs) in landed estates is justified, is a 
hct no lottger doubted by the modern flnancial theory. Nor 
will the opinion be serlously opposed, that a mere 'traffic- 
tax' such as the 'sale-tax% is not sufHcIent, and that, on 
die contrary, a combination of several kinds of dudes is 
required It Is but natural, thereibre, that in the present 
stage of transidon of local taxadon there should be a ten* 
dency to bring about a proper taxadon of the increment of 
value by combining an Mncrement-tax* {IVengiiwaehssteuer) 
with the exisdng *sale-tax\ 

At present the Berlin rates-committee have Just advised 
the municlpal authorities to take that course. The SS 1—5 of 
the slietch of a new tax-reguladon, given In Appendix II, 
will show what will be the ratio between the two taxes. 
Here only the circumstance may be pointed out, thatwhile 
the *sale-tax' is charged to the purchaser, the 'incremen t- 
tax' is to be paid by the selling owner. 

It has also been moved that the exemption from duty 
in case of succession, as prevailiog for the 'sale-tax', shall 
not be extended to the Increment-mx'. For the calcula- 
lation of loss of interest caused by lots not bullt upon 
(see % 5, No. 2, of Appendix II), a 4 % interest of the former 
purchase-money has been taken into consideradon. 
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It is difficult to foretell what will be the face of the 
proposed Innovation in the impending deliberations of the 
municipal bodies, and more difficuit still to foresee 
whether the intended combination of the Mncrement-tax' 
with the 'sale-tax' will stand ihe practical test in the long 
run. Possibly, for a later period, a combination of the 
increment-tax with tlie ground-tax according to the Standard 
of *common value' may prove preferable, and in this com- 
bination the increment-tax may perhaps be so far deve- 
loped as to render the sale-tax altogether superfluous. 
Such a development, it is true, would, with regard to the 
'reaT taxes, presuppose the abolition oF the allotment 
{Kontm^entientnff) connected with the ratio of laxes men- 
tioned in §^ II & III. But, on the other band, it is not 
impossible eithcr, that the State may one day obtain the 
necessary means to abandon the government *stamp-tax on 
real estates' {Imniobiliar-Sternpelsteuer). 

In Short, the right way oF taxing the said profits 
yielded by modern development, continues to stand so 
much in need oF being tested by practice, that it is 
impossible to express an opinion about it with any 
degree of certainty. 

By way of Supplement to the preceding sketch, it 
should be mentioned that the Local Taxation Law not only 
admits oF 'Special Assessments' {Beiträge) and *Fees* 
{Gtbuhre::)^ but it even prescribes them in the first line for 
covering public local expenses {Dechmgsmitt€l\ so that rates 
are only to be levied, when 'Special Assessments' and 
'Pees' are not sufficient. (The stipulated contribution or 
compensation {Entgelt) For using the gas- and water-works 
to be paid by the individual inhobitants, does not fall under 
this head, those works not being public local institutions.) 
*Fees' are the contributions imposed by the aurhorities 
for making use of works and institutlons {leranstaitungen) 
kept up for public use and beaefit. The principal fee is 
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the 'sewer-fee' {KtmaHsaHoHsabgMy, AU premises in « 
Street wbich ts provMed vith an Underground sewer, 
must be joined to that street-aewer (Strassutrokr, Strasstn' 
koHol). The quarteriy fee is levied at the rate of lVt% of 
last year*s value of tisufiruci^ and, for premisea having qo 
such vaiue of usufruct, is lixed according to the consump- 
tlon of water. 

As regards the 'Special AssessmentsY^'^^^''''^^'^^' ^hey 
concern contributions to the costs caused by executing and 
kccping Up, or only by executing, comprehensive municipal 
works and undertakings (Genuindeanlagtn) which, although 
serving the public interest, at the same time attbrd parti- 
cular economical advantages to all, or some, of the owners 
of premises, advantages which are not suflicientiy taxed 
by *fee$' for using those works. 

AcGording to the Act of July 2.» 1875, conceming the 
alterations of streecs and Squares in towns and rural places, 
hy way of 'Special Assessment' the so-calted *adjacents* 
contributions* (AMUegerhHiräge) are levied, in case there 
be DO private undertaker to bear all costs. They may by 
a focal Statute be charged for the clearhig of the ground, 
the first construction, the dralnage, the lighting, and, daring 
a period not exceeding 5 years, for the repairs of roads 
nevly lald out or lengthened. 

The same regulation applies to buildings erected in 
streets, or parts of streets, already existing, but as yet not 
buili in. But the adjacents are not liable to such contributions 
for more than half the width of the road, and only up to a width 
of 13 metres il4"2 yards) at most. While the charges for drain- 
age have been fixed at 70 Marks per meter of length, all 
the oiher costs are summed up and allotted according to the 
length of frontage of the different premises. Neither the 
*fees' nor, hitherto, the 'Special Assessments' levied in 
Berlin, correspond to the English 'Betterment*, for they 
only aim at covering cxpenses, and do not take the *un- 
earned incremcnt' into account. But on April 16., 1902, 
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the municipal authorities passed a resolution tending to 
remedy this defect, as far as the Act of July 2^ 1875 
may not be applicable. 

Thal resolution concerns cases in which public money 
is speot on making sucli alteratioas or improvements fVerm^ 
staUimgeu) witli re^rd to streets and Squares as serve to 
increase ttie value of certaln premises, so ihat panicular 
economlcal advantages accrue to their owners. Thus the 
wideningof a street Increases the value of the adjacent premises 
by affording a posslbillty of erectlng higher buildings on them 
than before, becattse, aecording to S 3» No. la of the building- 
regulation issued by the Board of Works (Bmtpo&snordmmg)^ 
the height of buildings in streets within the township of 
Berlin must not exceed the wldth of the street between the 
alinements» 

Also the creaiion ot a neu comniunication by building 
a bridge will contribute to increasing the value of the 
neighbourin^ premises. In consequence of such particular 
economlcal advantages the owners of premises are liable to 
contributions towards the costs of the alterations or improve- 
ments. 

The Said resolution runs as foUows: Towards the 
expense for widening streets» laying out Squares, and, 
inasmuch as nev vays of communication are creaced thereby, 
also for constnicting bridges, subways, and ^aducts 
(SkrassiiinbtffUhnmgm) inclusive of the requisite slopes 
and approaches, those landlords who derive particular 
economlcal benefits firom such alterations or Improvements, 
shall have to pay contributions corresponding to die amount 
of beneflt derived.' 

That resolution has not hitherto had any tangible result. 
However, af ter the adoption of a new ground-tax aecording 
to 'common value' has been resolved upon, it is not 
altogether impossible, that the above resolution of the 
m unicipal authorities may be revised, and that instead of a 
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;tSpecial Assessment' the taxation of the just-mendoned 
benefits may somehow be combined wich the ground-tax 
according to 'common value'. 

Thus, in such cases, the increment of value caused by 
municipal improvements would at once become subject to 
a panicular assessment of the ground-iax according to 
'common value*, white the general taxation of 'increment 
of value', which it is intended to combine with the 'sale- 
tax', bears upon the increase of value brought about by the 
increased dem and for estates in coasequeoce of the growth 
of the Population. 
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Appendix 1. 



S 1. 

A local cround-tax will be levied «s setded in the following tax- 
recttladon» on all landed estafes witiiin the township, whether boilt 
lipon or not, unless exemption from paying local rates on real estates 
can be claimed for tbem according to $ 24 of the Local Taxation Law 
(KommutuUalgttiemgiesei») of July 14^ IflQSb 

The taxation is based upon the 'commoa valu^ of the taxable 
feel estatest 

The ground-tax will be levied on every thousand Marks of the 
'common value' at a rate which will be iixed for every hnancial year 
by a reaoltttioo ef the local autherities, and which will be pabliehed in 
the .nsnal way. 

$3. 

Of the *coniinon-valtte' only three-fourths (one-half) «re reckoned 
for bttildings 

I. of joint-stock companiea, co^peratlve socletiea, and compaoies 

with limited liability, whnse purpose (as shown by their Statutes) 
it is to provide poor*) families with cheap, healthy, and 
appropriate dwellings in houses bought or buiU for the pur- 
pose; whoae Statutes fix the dividend to be paid to the share< 
bolders, or partners, at not more than 4 % of their shares; 
and who, in case the Company be dissolved, do not promise the 
sharehoidera more than the nominal value of their shares, but 
destlne the remainder (if there be any) of the eompany's 
property for general beneflt; 

2i of wortt-people, mechanlcs» or persona of the aame eoonomical 
level, provided the buildings be destined to be inhabited by 

them alone, or, besides them, by not more than two families 
of worii-people, mechanics, or persons of the same economical 
leveL 



•) If local circumstances require it, the eommunitics shall be 
free to grant abatements also to such otber companies. or societies, 
«c, as make it their busineas to procure dwellings for families of 
restncted meana, e. g. families of lower ciass omcisls. 
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$4. 

The 'cominofi value' for every twelvemonth*^ of tixation is 
flxed by the rates-commiltee <the Mtyor and AMermen» ehe Local Board» 



According to the sketch submitted by the rates-committee to tbe 
municipal authoritiea of Berlin, the followtng addltfoti {s to be made here: 

For those Unded estatea which» according to the Local-Taxation 
Law» are taxable only in par^ die 'common raluc' will be reckoned lo 
be nfaieteea timea the value of the rem yielded by the taxable part of 

the estate. 

This appointmenf principally applies to ofHcial dwelUngs or rcsi- 
dences in public buildings that are otherwise exempt from duty» and ' 
die principal value is taken to be tiie nlnetmntold amonnt» because i 
experience haa shown diat in Berlin on an average 18 or 19 tlmea the ^ 
amount of tbe annual rent represents die selling'price of buildlngs. | 



**) Three years' periods for tixing it, instead of an annual flxation, 
are admlasable as they are For the assessment of the govemment 
property<4ax (S 37 of the Act of July 14., 1883). 
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Appendix IL 



In conformity wlth $S 13, 18» 09, 70 and 82 of the Loctl Taxation 
Law of July 14., 1893, and with the consent of the Common Council the 
foUowing tax-regulation is issued: 

Every diange of handa (except by immediate succession) wlth 
regard to any real estate, or part of the same, situated within tlu town- 
ship, is subject to a rate of 1 % of the \alue of the sold estate. 

When lots not built upon change hands, the rate rises to double 
the amount (2 %). Lots will be considered as not being built upon even 
in case sheds, shanties and similar constructlons for provisory use, o r 
aenring any other provisory purpoaes, be erected on tbem. 

Court-yards and gardens attached to premises built upon are 
subject to the rate of 2 <^/o as far as their size and Situation show them 
to be available for building purposes. 

When real estates are exchanged, each acquisition of property 
will be taxed aeparately. 

$2. 

For estimating the value, the 'common value' of the object at 
the time of the change oF hands forms the Standard. 

In no case a lower value shal! be taxed than the prrce agreed 
upon by the seller and tbe purchaser, inclusive of the charges and 
burdens whlch the purchaser may take upon himself, and'to which 
must be added any usufruet reaenred. 

$3. 

Besides the rate mentioned in $ 1 <'sale•tax^ UtmsatMSt§m€r) an 
'increment-tax* (Weristtwadissiaitr) is levied whenever the presen 

purchase-money, or the 'common vnluc', of the real estate exceeds 
hy niore than !0 % the price paid at the former change of hands, in- 
clusive ot ihe additions provided for in ^ 5. 

For calculatmg these additions it does not matter whether that 
fonner change of hands took place before or after this regulation had 
been put into force. 
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S4. 

The MncrenieiiMix* is chargeable tt the nte «f: 

l%of the increment, if the latter be more than 10<Vo,and not more than 15% 
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of the Former purchase-money, or the 'common value', and so fortb, 
i. e. 1 % more on every 5 % increment. 

$5. 

In calcuUtins die increment referred to in $4> the fonner purchase- 
money b«s to form the stuting-poiiit. To ihtt price must be edded: 

1. all the expenses for permanent Improirements of the estate 
inclusive of cxpcnditures on streef-making, and on having the 
estate joined to the common sewer (Anschluss oh dU KaiiaU- 
saiion). Expenses for new buildings and alterations of buildings 
are not taken into aeeount as ftr aa tfaey had been covered 
by Are-, water-, and other insurances; 

2. for lots not built upon, and not utüised by the seller himself 
for his own agricultural or industnal pursuits: also losses of 
interest, expenditures on repairs, and coets of Iceeping the 
estate in good condition, all correaponding receipta, however» 
being deducted. 

Cessions of land for roads and Squares are taken into aeeount in 
such a ^vav Thaf the total purchase*value shall not be calculated according 
to the original area, but to the area left after the cession has been made. 

No further additions to the former price shail be admlssible. The 
dilTerence lietween the former purcbase-money increased by the above- 
mentioned admissable additioft% and the present purcbase-money ia to 
be oonaidered aa Hncrement*. 
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Beziehungen der Stadt zu den 
verschiedenen Betriebseinrichtungen« 



faßt man unter dem Begriff städtischer Betriebe solche 



Unternehmungen zusammen, welche nicht nur die Be* 
friedigung ttlfentlicher Bedfirfnisse sondern zugleich und 
manchmal fiberviegend die Erfüllung gemeinsamer wirt- 
schaftlicher Aufgaben der Einwohner bezwecken, und ver- 
gleicht man die Entstehung solcher Unternehmungen in den 
Stidten Deutschlands, so zeigt sich, daß die Stadtgemefnde 
Berlin schon früh, nämlich in der Mitte des vorigen Jahr- 
hunderts, damit begonnen hat, eigene städtische Betriebe 
einzurichten. Anfangend mit der Errichtung eigener Gas- 
bereitungsanstalten ist die Stadtgemeinde in stets fort- 
schreitender Entwicklung dazu übergegangen, eine große 
Zahl von städtischen Unternehmungen unter Aufwendung 
außerordentlich großer Miuel zu schaffen, insbesondere um 
ihre Bürger mit gutem Trinkwasser zu versehen, Straßen 
und Häuser vom Unrat zu befreien, den Lebensm ittelver- 
kehr in geordnete Bahnen zu lenken, ihm die möglichste 
Erleichterung zu verschaffen und dabei für die im gesund- 
heitlichen Interesse erforderliche Überwachung Sorge zu 
tragen. 

Wenn wir im folgenden einen Überblick über die 
Hinrichtungen und die Ergebnisse der Betriebe der Stadt- 
gemeinde Berlin geben, erscheint es zum Verständnis des 
bestehenden Zustandes notwendig und bei einer Betrachtung, 
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welche Vorteile und Nachteile der F6rm des städtischen 
Betriebs ins Auge faßt, besonders lehrreich, einen kurzen 
RilclLbUcl^ auf die geschichdiche Entwicklung der beiden 
Unternehmungen zu werfen» welche uns als erste städtische 
Betriebe entgegentreten und einen vorwiegend industriellen 
Charakter tragen, es sind das die Gaswerke und die Wasser- 
werke. 

Gds<werke, Die öffendiclie Beleuchtung Berlins ist bis 
zum Jahre 1826 durch Öllampen bewirkt worden, für die 
Zeit vom 1. Januar 1826 ab erteilten die Staatsbehörden, 
welche damals über die Beleuchtung der bis zum Jahre 
1875 im Eigentum des Staates befindlichen Straßen Berlins 
zu befinden hatten, einer cnt^lischen Gesellschaft der Imperial- 
Continental-Gas-Association das Privileg, die Stadt Berlin 
auf 21 Jahre, also bis zum 1. Januar 1847, mit Gas zu 
versorgen. Die städtischen Behörden waren dabei nicht zu 
Rate gezogen, es wurde der Stadt nur die Möglichlieit vor- 
behalten, den Vertrag bei dessen Ablauf zu erneuern oder 
zu verändern. Das Privileg bezog sich auf die öfFendiche 
Beleuchtung und auf die Versorgung privater Personen mit 
Gas, die Association sollte auch nach Ablauf ihres Ver- 
trages den ferneren Gebrauch ihres Eigentums an dem 
Röhrennetz und das Recht behalten, Privaten auf deren 
Wunsch noch weiter Gas zu liefern. Der deutschen In- 
dustrie fehlten zu jener Zeit noch die erforderlichen Er- 
fahrungen, speziell auf dem Gebiet der Gastechnik. Als 
kurze Zeit vor dem Ablauf des Vertrages seitens der stadti- 
schen Behörden die Frage geprüft wurde, ob es sich emp- 
fehle, eigene städtische Gaswerke zu errichten, fehlte es 
nicht an warnenden Stimmen, \\ eiche auf das Bedenkliche 
des neuen kostspieligen Unternehmens und auf die Kon- 
kurrenz der englischen Gesellschaft hinwiesen. Trotzdem 
wurde der Beschluß gefaßt, eigene Gaswerke zu bauen, und 
bereits am 1. Januar 1847 wurde der Betrieb zweier 
st'ädtischer Gasbereitungsanstalten mit 2010 öffentlichen 
Gasflammen und 823 Privatflammen eröffnet. Die Besorgnis 
vor der Konkurrenz der englischen Gesellschaft erwies sich 
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als unbegründet» im Gegenteil liatte der Wettbewerb der 
städtischen Anstalten den außerordendich gfinstigen Erfolg, 
daß die englische Gesellschaft den Gaspreis von 35,3 auf 
17,7 Pfennige für ein Kubikmeter herabsetzte* Die Stadt 
Berlin sicherte ihren Abnehmern denselben Preis 2u, so 
kamen fQr dimalige Zeiten ganz außerordentlich billige Gas- 
preise zur Einfahrung. Das Nebeneinanderbestehen des 
englischen und städtischen Unternehmens führte mit Rfick- 
sicht auf die rechdichen Zweifel, welche hinsichdich des 
Inhalts des Privilegs der englischen Gesellschaft bestanden, 
zunächst zu einer Reihe von Prozessen. Schließlich kam 
aber eine beide Teile befriedigende Vereinbanmg zustande, 
und es gestaltete sich das Zusammenarbeiten der beiden 
Unternehmungen zu einem durchaus erfreulichen. Der 
Wirkungskreis der englischen Gesellschaft erstreckt sich 
über die frSher zur Nachbarstadt Schöneberg gehörig ge- 
wesenen Teile des städtischen Weichbildes (Potsdamer 
Viertel südlich des Kanals), in welchen sie zur alleinigen 
Gasabgabe berechtigt ist und über die älteren Stadtteile 
Berlins, soweit sie 1826 vollständig bebaut waren. In den 
letzteren Bezirken liegen die Zuleitun£;sröhren beider Ver- 
waltungen nebeneinander, und es geben beide \X erke an 
die dort wohnenden Konsumenten Gas ab. Eine eigentliche 
Konkurrenz ist dadurch im wesentlichen ausgeschlossen, 
daß vertragsmäßig festgelegt ist, welche Grundstücke städti- 
sches und welche englisches Gas beziehen. 

Die Folge der oben erwähnten Herabsetzung der Gas- 
preise nach Errichtung der ersten städtischen Anstalten war 
ein schnelles Anwachsen des Gaskonsums. Es mußten drei 
weitere städtische Anstalten hergestellt werden. Die größte 
tägliche Leistung, bis zu welcher diese Gaswerke aufgebaut 
sind bezw. noch ausgebaut werden sollen, beträgt für 24 
Stunden zusammen über 1 Million Kubikmeter. Gegenwärtig 
ist eine neue große Anstalt bei dem Dorfe Tegel mit einer 
täglichen Leistungsfähigkeit von 780 000 cbm im Bau. Es 
ist ferner in Aussicht genommen, auf einem an der Ober- 
spree gelegenen, bereits angekauften Terrain ein Gaswerk 
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von ähnlicher Leistung^ßhiglLek, wie das in Tegel, zu er* 
richten. Am 31. Mi» 1904 waren seitens der stiMtiscben 
Gaswerlie 164 082 gewöhnliche Gasmesser bei Privaten 
aufgestellt Hierzu treten 16039 Automatg^smesser. FÖr 
die öffentliche Straßenbeleuchtung wurden 29 829 Gasglüh- 
lichtbrenner mit Gas versehen. Die Gesamtgasabgabe in 
Berlin hat im Jahre 1903, dem letzten, über welches die 
Jahresabschlüsse bereits vorliegen, 240 363 000 cbm betragen. 
Davon wurden aus den städtischen Werken 191 772 000 cbm, 
aus den englischen 48 591 000 cbm geliefert. 

Die Gaspreise haben in Berlin eine mehrfache Her- 
abmindcrung erfahren; seit 1887 u urde für Koch- und 
Heizgas ein geringerer Preis als wie für Leuchtgas 
erhoben. Dem vielfachen Drängen der Bevölkerung 
aui weitere Herabsetzung des Preises für Leuchtgas 
und Festsetzung eines einheitlichen Preises für das Gas 
ohne Rücksicht auf dessen Verwendung nachgebend und zur 
weiteren Hebung des Absatzes ist die scädtische Verwaltung 
endlich dazu übergegangen, seit 1901 den auch jetzt noch 
bestehenden einheitlichen Preis von 12V.i Pf- für das Kubik- 
meter zu erheben; ein gleicher Preis wird dem mit der 
Stadtgemeinde abgeschlossenen Vertrage entsprechend auch 
von der englischen Gesellschaft gefordert. Es bedarf kaum 
der Erwähnung, daß diese erhebliche Preisherabsetzung auf 
die Rentabilität der Gaswerite nicht ohne Einfluü gewesen 
ist, gleichwohl dürfen die in der anliegenden Tabelle zu- 
sammengestellten winschafdichen Ergebnisse des Unter- 
nehmens in den Jahren 1899—1003 wohl als durchaus 
günstige be/eiclmet werden. 

Der industrielle Charakter des Betriebes der städtischen 
Gaswerke kommt darin zum Ausdruck, daß die mit den Ab- 
nehmern wegen Lieferung des Gases abgeschlossenen Ver- 
träge privatrechtliche Vereinbarungen bilden gleich jedem 
Vertrage, den sonst ein Kaufmann mit seinem Kunden ab- 
schließt. 

Wasserwerke. Ähnlich wie bei der Entstehung der Gas- 
werke ist die Kapitalkraft und der Unternehmungsgeist eng« 
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Uscher Kaufleure bei der Versorgung der Stadr mit Trink- 
wasser durcli eine zentrale Wasserleitung bedeutungsvoll 
geworden. Berlin war durch die Beschaffenheit seines 
Grundes in der günstigen Lag^ dafl eine groOe Anzahl von 
Hof- und StraOenbrunnen gutes Trinkwasser lieferte, sodafl 
bis zur Mitte des vor^n Jahrhunderts In der Burgerschaft 
die Auffassung bestand, dafi eine Wasserleitung überflfissig 
sei. Nur der ekelerregende Zustand der Rinnsteine, d. h. 
der gepflastenen, grofitentells offenen Rinnen zu beiden 
Seiten der Strafiendimme, welche nicht nur das Regen- 
wasser, sondern auch den Unrat aus den Häusern aufnahmen, 
ließ den Wunsch aufkommen, durch fliefiendes Wasser die 
Straßen zu reinigen. Die Smatsregierung, insbesondere 
König Friedrich Wilhelm IV., interessierte sich lebhaft f&r 
dieses Projekt und für eine Beteiligung der Stadtverwaltung 
an sdner Durchführung. Die finanziellen Krifte der Stadt 
waren aber durch den Bau der ersten Gasanstalten so in 
Anspruch genommen, und ihre Verwaltung hatte bei grund- 
sltzlicher Geneigtheit für die Sache Bedenken hinsichtiich 
der auf 3 000 000 M. veranschUgten Kosten des Projekts, 
sodaß die Staatsregierung, die auf eine schleunige Erledi- 
gung drängte, die Verhandlungen mit der Stadt kurzerhand 
abbrach und den Engländern Fox & Crampton im Jahre 
1852 die Herstellung eines Wasserwerks unter Einräumung 
eines ausschließlichen Rechts zur Abgabe von Wasser gegen 
Entgelt auf 25 Jahre übertrug. Die von jenen gegründete 
Btirlin -Waterworks Company ging rasch ans Werk und 
eröPPnctL bereits 1856 ihren Betrieb. Freilich stellte sich 
heraus, daß die Bedenken der städtischen Behörden insoweit 
berechtigt v/aren, als die Kosten der Anlage mehr als das Drei- 
fache des staatlichen Anschlages betrugen, sodaß die (Gesell- 
schaft, welche in der Überwindung der haanziellen Schwierig- 
keiten eine außerordentliche Energie entwickelte, ein Aktien- 
kapital von 12 000 000 M. aufwenden mußte. Es trat auch die 
erhofFte Rentabilität zunächst nicht ein, die Einnahmen 
deckten noch nicht die lieiriebskostcn und die Aktien der 
Waterworks-Company hatten kaum einen Kurs. Bald aber 
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erkannten die Haaseigentfiiner mehr und mehr die Vor* 
teile der unmiitelbtren ZufOhrung von Wasser in die Privat- 
haushaltungen, und in den Jaliren 1860—1872 stiegen die 
Dividenden von i % bis auf 1 1 V« ^/o- Die Gesdlscbaft hatte 
schon 1856, über das in dem mit der Regierung abge- 
schlossenen Vertrage vorgesehene Mail hinaus Röhren in 
den Straßen verlegt, gleichwohl reichten ihre Antegen nicht 
aus, noch viel weniger genügten sie den^Bedfirfhlssen bei 
dem raschen Waclisen der Stadt Für viele Stadibezirlie 
trat beinahe ein Notstand ein. Die Gesellschaft lehnte aber 
eine weitere Ausdehnung ihres Unternehmens unter Auf- 
wendung neuen Kapitals ab, sohinge ihr nicht eine Ver» 
längerung ihres Privilegs um 25 Jahre zugestanden wurde. 
Dem widersetzten sich die stildtischen Behörden; sie hatten 
inzwischen nicht nur die gfinstlgen wirtschaftlichen Au»« 
sichten des Unternehmens, sondern vor allem auch seine 
Zusammengehörigkeit mit der Entwässerung und der unter- 
irdischen Abführung des Unrats aus den Hflusern und da- 
mit seine auOerordentliche Bedeutung für die öffentliche 
Gesundheitspflege klar erkannt Mit Notwendigkeit eigab 
sich daraus der Wunsch, die Wasserwerke in eigene Ver- 
wsltung zu übernehmen. Auf Grund des bei Erteilung des 
Privilegs seiner Zeit dem Staat vorbehaltenen und von ihm 
an die Stadtgemeinde abgetretenen Erwerbsrechts kam ein 
Vertrag Über den Ankauf der Wasserwerke zu einem Preise 
von rund 25 000000 M. Ende 1873 zu Stande. Der 
Direktor der Gesellschaft Gill trat in städtische Dienste 
über. Auf Grund eines von ihm vorgelegten Projekts 
wurde rasch eine erhebliche Erweiterung der WasserwMte 
beschlossen und mit Aufwendung von über 13 000000 M. 
durchgeführt In der Weise, daß neue eigenartige Tief- 
brunnen am Tegeler See, einer Ausbuchtung der Havel, her^ 
gestellt wurden. Es konnten so eine Million Einwohner 
mit Wasser versorgt werden. In der Folgezeit bewährte 
sich die städtische Verwaltung nicht nur gegenüber den 
Anforderungen, welche das über alle Erwartung schnelle 
Wachstum der Großstadt mit sich brachte und zur Anlage 
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eines zweiten großen Wasserwerks am Müggelsee an der 
Oberspree führte» Die stidtiaehe Verwaltung wufite auch 
der außerordentlichen Schwierigkeiten Herr zu werden» die 
inbezttg auf die Art der Waasergewhinung eintraten und 
zu einem mehrmaligen Systemwechael zwangen. An Stelle 
der in Tegel hergestellten Tiefbrunnenanlagen mußten zu* 
nichst Schopf- und Hlteranhigen zur Entnahme von See- 
wasser eingerichtet werden, weil es nach dem damaligen 
Stande der Technik nicht möglich war, das Grundwasser 
vom Eisotg^halt zu befreien und die Leitungen rein zu ei^ 
halten. So wurde das Tegeler Werk umgewandelt Das 
Werk am Müggelsee war von vornherein zur Enmahme 
von Seewasser eingerichtet Bald aber stellte sich herausp 
daß es nicht möglich sein würde, die Wasserüufe, welche 
das erförderliche Wasser den städtischen Werken lieferte, 
rein zu erhalten« Durch die Abwässer von Fabriken, durch 
die Abführungen benachbarter Gemeinden, trat eine immer 
stirkere Verschmutzung ehi. Da es inzwischen der fort- 
geschrittenen Technik auch gelungen war, eine Methode 
zur Enteisenung des Waasers zu ßnden, wurden das 
Tegeler Werk und das Werk am Müggelsee wiederum zur 
Gewinnung von Grundwasser aus Tiefbrunnen umge- 
wandelt 

Das Tegeler Werk ist im Stande, bis 00 000 cbm, das 
Müggelseewerk bis 150 000 cbm pro Tag zu liefern, der 
zur Zeit in Ausführung begriffene Ausbau des Müggelsee- 
werks, dessen Kosten auf 7 866 000 M. veranschlagt sind, 
wird die Leistungsfähigkeit dieses Werks noch erheblich 
steigern. 

Ebenso wie das Gas wird auch das Wasser den Ab- 
nehmern auf Grund Privatvertrages geliefert und zwar zu 
dem Preise von 15 Pf. für 1 cbm. Daneben wird noch 
eine kleine Grundgebühr für den Wasseranschluß erhüben. 
Sieht man von dem für öffentliche Zwecke, für Besprengung 
der Straßen und Parkanlagen usw. unentgeltlich gelieferten 
Wasser ab, so betrug der für das Wasser erzielte Verkaufs- 
preis 0,16638 M. und der Selbstkostenpreis 0,ll7ö6 M. 
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für 1 ebm Wasser. Im übrigen sei bezOglich der wlrt- 
schafctichen Ergebnisse des Untemelifnetts in den Jahren 
1809-1003 auf die anliegende Tabelle verwiesen. 

Kanälisaiteiu Es wurde oben bereits auf den engen Zu- 
sammenhang der Fragen der Bewässerung durch eine zentrale 
WasseHeitung und eine gemeinsame Entwässerung des Stadt- 
gebiets hingewiesen. Bald nach Herstellung der ersten Wasser- 
werlte trat immer dringender das BedOrfnis hervor, eine ge- 
regelte und leistungsfähige Entwässerung zu schaffbn und nicht 
mehr wie bisher die Abwässer auf möglichst kurzem Wege un- 
gereinigt in die ölTendichen Wasserläufe Berlins abzuführen. 
Nach eingehenden Untersuchungen und langdauemden Ver- 
handlungen beschlossen die Gemeindebehörden im Jahre 
1873 eine Kanalisation nach dem Projelite des Baurats 
Hobrecht auszufahren. Danach wurde das Gesamtgebiet 
der Stadt in einzelne, insgesamt zwölf selbständige Ent- 
wässerungsgebiete zerlegt, von denen 1 1 bisher mit den 
erforderlichen Anlagen versehen und in Betrieb genommen 
sind. Jedes dieser nach Lage der Wasserläufe und Terrain- 
erhebungen abgegrenzten Gebiete <Radia!systeme) erhält eine 
am tiefsten Punkt liegende Pumpstation, von der aus die 
Abwässer durch AlaschinenkraFt nach den weit außerhalb der 
Stadt gelegenen Rieselfeldern gepumpt werden. Die Zu- 
führung zur Pumpstation geschieht im natürlichen Gefalle 
durch ein Netz von unterirdischen Leitungen, die das Haus- 
und Regen wasser aufnehmen. Auf den Rieselfeldern werden 
die Abwässer zur Düngung der besonders dazu her- 
gerichteten (aptierten) Ländereien benutzt und auf natürlichem 
Wege völlig gereinigt. Das Interesse der öffentlichen Ge- 
sundheitspflege führte zu der Forderung, daß jedes bebaute 
Grundstück an die allgemeine Kanalisation angeschlossen 
wird. Den Hauseigentümern konnte nicht überlassen 
werden, ob sie sich freiwillig an das nicht allein aus wirt- 
schaftlichen Rücksichten, sondern überwiegend aus dem 
Interesse der öffentlichen Gesundheitspflege geschaffene 
städtische Unternehmen angliedern wollten, vielmehr wurde 
durch Polizeiverordnung ein Benutzungszwang eingeführt 
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Die Kanalisation von Berlin bildet dementsprechend nicht 
wie die Gas^ und Wasserwerke ein vorwiegend wirtschaft- 
liches und nach kaufmännischen Grundsitzen betriebenes 
Unternehmen. Die von den Hauseigentümern für die Be- 
nutzung zu erfordernde Gegenleistung wird nicht auf Grund 
eines Privatvertrages, sondern eines durch die siaadiche 
Aufsichtsbehörde genehmigten Ortsgesetzes in Form einer 
Gebilhr erhoben. Die Einnahmen aus diesen Gebühren 
sollen nur zur Deckung der Betriebskosten und zu einer 
angemessenen Verzinsung und Tilgung des Anlagekapitals 
führen. Die Kanalisationsgebfihr beträgt zur Zeit lVs% 
des Nutzertrages der Grundstücke. Bei denjenigen Grund* 
Stücken, welche einen Nutzertrag nicht haben, wie bei 
diTentUchen GebSuden, wird die Gebühr nach der Menge 
der Abwässer bemessen. Die Verwaltung der Kanalisation 
und der Rieselfelder hat dementsprechend auch nicht wie 
die Gas- und Wasserwerke Oberschüsse erbracht, sondern 
regelmäßig Zuschüsse aus allgemeinen Mitteln erfordert. 
Alles Nähere ergeben die in den Anlagen beigefügten 
Tabellen. Es sei nur noch bemerkt, daß die Rieselfelder, 
welche bis zum Schlüsse des Etatsjahres 1903 die Größe 
von 14 183,7337 ha erreicht haben, zum größten Teil von 
der Stadtgemeinde in eigener Verwaltung landwirtschaftlich 
genutzt werden. Nur zu einem ganz geringen Teil tritt 
eine Verpachruiig ein. 

Die Rieselgüter konnten der öffentüchen Gesundheits- 
pHege noch nach einer andern Richtung hin dienstbar ge- 
macht werden, insofern als in mehreren Gutshöfen zur 
Pi"iege bedürftiger, aus den Krankenhäusern entlassenen 
Rekonvaleszenten Heimstätten errichtet wurden, in welchen 
sie Erholung und Kräftigung zur Wiedererlangung der 
vollen Arbeitskraft finden. 

Vieh- und Schhchtkof. Ungefähr zur selben Zeit als 
die Kanalisation in Berlin in Angriff genommen wurde, 
brach sich auch in der städtischen Verwaltung die Uber- 
zeugung Bahn, daß die geordnete Versorgung der Groß- 
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Stadt mit Lebensmitteln eine Angelegenheit von so weit- 
reichender volkswirtschafdicher und sanitärer Bedeutung 
sei, dafi sie den Gegenstand der Ffirsorge der stidtischen 
Verwaltung bilden mfisse. 

Ein Gesetz vom 18. März 1668 ermächtigte in PreuiSen 
die Gemeinden, welche öffientliehe Schlachdiäuser errich- 
teten, dazu, durch GemeindebeschluO anzuordnen, daß alle 
privaten Schlachistellen beseitigt und nur noch im dlfent- 
lichen Schlachthause der Gemeinde Vieh geschlachtet werde 
und dafi der Verkehr mit von auswärts ehigefuhrtem, nicht 
im Schlachthause der Gemeinde geschlachtetem Fleisch be- 
schränkt werde. Noch während in der städtischen Ver* 
waltung das Projekt der Errichtung eines städtischen 
Schlachthofes erörtert wurde, erteilte aber der damalige 
Polizeipräsident einem Privatmanne die Konzession zum 
Bau eines Viehhofes zur Abhaltung von Viehmärkten. Es 
wurde durch eine Aktiengesellschaft ein Viehhof angelegt^ 
in welchem sich auch Schlachträume beftmden und der 
gesamte Viehhandel Berlhis sich vereinigte. Die Ge- 
meindebehörden vertraten demgegenüber die Oberzeugung, 
dafi eine ^nzliche Beseitigung der zahlreichen Privat- 
schlachtanlagen erwünscht sei und dafi eine völlige Siche- 
rung der Bevölkerung hlnslchdich der Versorgung mit 
Fleisch nicht durch ein lediglich den Erwerbsinteressen 
dienendes Privatuntemehmen gegeben werden könne, 
sondern dafi das Schlachthof-Unternehmen von der Stadt 
betrieben werden müsse. Wegen Ankaufe des von der 
Aktiengesellschaft errichteten Viehhol^ eingeleitete Ver- 
handlungen scheiterten an den übertriebenen Forderungen 
der Gesellschaft, und die Siadtgemeüide stellte daher in den 
Jahren 1877—1881 einen den neuesten Erfahrungen ent- 
sprechenden großen, stildtischenZentral-VIeh-undSchlachthof 
mit EisenbahnanschluD her. Mit den Kaufleuten, welche 
den Viehhandel vermittelten und denen durch billigere 
Preise des Viehfutters günstigere Bedingungen als seitens 
des Aktien-Viehhofes geboten wurden, kam ein Abkommen zu- 
stande, daß der gesamte Handel auf den städtischen Vieh- 
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hof verlegt wurde. Nach Eröffnung desselben ging infolge- 
dessen der Aktien-Viehhof ein. Das mit einem Gesamt- 
kostenaufwand von etwa 12 000 000 jM. hergestellte Unter- 
nehmen hat seitdem noch erhebliche Erweiterungen er- 
fahren. Welchen Umfang der Verkehr auf ihm ge- 
wonnen hat, mag durch folgende Zahlen erläutert werden. 
Es wurden im Jahre 1903 insgesamt 210 050 Rinder, 
1 139969 Schweine, 187 471 Kälber, 538 201 Schafe auf- 
getrieben. Der Gesamtwert des verkauften Viehes betrug 
176 667 291 M. Zum Verkauf nach außerhalb gelangten 
56 499 Rinder, 188 662 Schweine, 23 080 Kälber, 108 702 
Schafe. Geschlachtet wurden auf dem städtischen Schlacht- 
hofe in demselben Jahre 1903 155 539 Rinder, 950 986 
Schweine, 162 529 Kälber, 431333 Schafe. 

Die stidtische Verwaltung vermietet die Räume des 
Vieh- und Sclilachthofes an die Viehhändler und die Schlächter 
gegen GebOhren» welche betragen 
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Bei der Festsetzung dieser Gebühren hatte die 
städtische Verwaltung nicht freie Hand, vielmehr bestimmt 
das Gesetz, welches die Gemeinden zur Errichtung öffent- 
licher Schlachthäuser mit Schlachtzwang ermächtigt, daß die 
Schlacht- und Fleischuntersuchungsgeb Qhren, welche die 
Gemeinden erheben, nur so hoch bemessen werden 
dürfen, als zur Tilgung (mit 1 %) und zur Verzinsung (mit 
5%) des Anlagekapitals und zur Deckung der Untei^ 
haltungs-, Betriebs- und Fleischuntersuchungskosten nötig 
sind. Die Höhe des Anlagekapitals und die finanziellen 
Ergebnisse des städtischen Vieh- und Schlachthof-Unter^ 
nehmens in den Jahren 1800/1903 sind aus der in der 
AnUige beigefägten Zusammenstellung zu ersehen. 
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ÜMMtetu Ein weiterer Ausbau der Organisation 
des groflstildtisclken Lebensmictelrerkelirs erfolgte durcli 
die Herstellung von Markthallen,, welche an die Stelle der 
bis dahin fibllchen oiFenen Märkte traten. Diese offenen 
M8rkte, welche vor allem von den in der Umgebung der 
Stadt wohnenden, die eigenen Erzeugnisse verkaufenden 
Landwirten besucht wurden» genügten den Bedfirfnlssen der 
Großstadt nicht mehr* Ihre Versorgung mit Lebensmitteln 
bedurfte der Ergänzung durch den Zwischen- und Groß- 
handel. Unter den verinderten Verhältnissen bedurfte der 
Handel mit Lebensmitteln auch besonderer Einrichtungen, 
insbesondere genügender Räume zur Unterbringung der in 
großen Massen heranzuschaffenden Waren, in denen gleich- 
zeitig auch eine bessere gesundheitspolizeiliche Bewachung 
eintreten konnte. Auch die diesen Zwecken ilicncndcn 
Markthallen sind zuerst Gegenstand der l^rivatspckulation, 
jedoch nur kurze Zeit, gewesen. Eine schon im jähre 1867 
eröffnete F^rivaimarkthalle maßte in kurzer Zeit wieder ge- 
schlossen werden, da sich weder Käufer noch Verkäufer 
in genügender Zahl Fanden. Im Jahre 1871 versuchte 
wiederum eine Privatgesellschaft, ein umfassenderes Unter- 
nehmen zur Errichtung von Markthallen in allen Stadt- 
gegenden ins Leben zu rufen. Die städtischen Behörden 
waren zunächst geneigt, dieser Privatunternehmung die 
Einrichtung der Markthallen zu überlassen. Bald jedoch 
brach sich auch hier die Überzeugung Bahn, daß die Lebens- 
mittelversorgung der Hauptstadt nicht einer Erwcrbsgesell- 
schaft überlassen werden könne, sondern daß die städtische 
Verwaltung allein ihre Sorge auf Beschaffung ausreichender, 
guter und billiger Lebensmittel richten würde und das 
Unternehmen in die eigene Hand nehmen müsse. So wurden 
denn im Laufe der nächsten Jahre 2 Zentralmarkthallen 
mitten in der Stadt mit Fisenbahnanschluß und 13 andere 
Markthallen in allen Siadtgegenden errichtet. In den 
Zentralmarkthallen hat sich ein in rascher Ausdehnung be- 
griffener Großhandel, namentlich mit Fleisch, Gemüse, Übst, 
Fischen» Räucherwaren usw., entwickelt. Zwei von den 
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übrigen Hallen weisen noch einen bedeutenden Großhandel 
mit Blumen und Obst auf. Im übrigen dienen die Hallen 
vorzugsweise dem Kleinhandel. Gegen eine nach der Grölk 
der Verkaufsstände, nach der Art der Marktware und der 
Dauer der Benutzung abgestufte Gebühr werden die Stände 
an die Händler vergeben. Die Markthallen sind den größten 
Teil des Tages über dem Verkehr geöffnet. Die Anlage- 
kosten des Unternehmens, seine Einnahmen und Ausgaben 
in den letzten fünf Jahren sind in einer Tabelle in der An- 
lage zusammengestellt. 

Kleinere Beirkhe* Neben den bisher behandelten 
größeren Unternehmungen gibt es noch eine Reihe von 
städtischen Betrieben von kleinerem Umfiange und gerin- 
gerer Bedeutung, welche hier nur erwähnt werden sollen» 
dahin gehören die städtischen Badeanstalten, welche gegen 
ein mäßiges, nicht einmal die Betriebskosten geschweige 
denn die Verzinsung und Tilgung der Anlagekapitalien 
deckendes Entgelt benutzt werden können und die an Zahl 
beständig zugenommen haben, während die Zahl der im 
Privatbetriebe befindlichen Flußbadeanstalten eine ständige 
Abnahme erfahren hat. Es gehören femer dahin zwei Des- 
infektionsanstalten, J\A01labladeplätze, eine kleine Hafenanlage 
am Landwehrkanal, der sogenannte Urbanhafen u. a. m. 

Orgsmisation, Hinsichtlich der Ori^aiiisation der Ver- 
waltung der städtischen Betriebe besteht eine im wesent- 
lichen i^ihereinstimmende Regelung. An der Spitze des Be- 
triebes stehen ein oder mehrere von den Gemeindebehörden 
ernannte Direktoren mit bestimmten Vollmachten, welche 
die laufenden Geschäfte führen. Sie unterstehen Ver- 
waltungsdeputationen, welche aus Mitgliedern des Magistrats 
und der Stadtverordnetenversammlung zusammengesetzt sind 
und welchen bei einigen Betrieben in dem betreffenden 
Verwaltungszweig erfahrene Bürger, zum Teil auch juristisch 
vorgebildete Beamte beigeordnet werden. An den Sitzungen 
der Deputationen nehmen die Direktoren mit beratender 
Stimme Teil. Diese Deputationen, welche über die Er- 
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lediguag wichtigerer Geschifie der Verwaltung beschließen, 
haben ihre teils im Gesetz, teils durch besondere Beschlüsse 
der Gemeindebehörden begrfindeten Vollmachten und Be- 
ftignisse. Sie sind gebunden an die von den Gemeinde- 
behörden (Magistrat und Stadtverordneten-Versammlung) 
beschlossenen Etats und an die von ihnen gegebenen allge- 
meinen VerwahungsgrundsStze. 

Die in den stäüaschen Betrieben beschäftigten Beamten 
und Arbeiter erhalten im Falle der Dienstunfähigkeit Ruhe- 
gelder, ebenso wie die übrigen städtischen Beamten. In 
gleicher Weise ist auch die Versorgung der Hinterbliebenen 
der in den städtischen Betrieben beschäftigten Personen 
geordnet. 

Siadüstht BeMtie, deren EeriMtnff erst Beschtifssen isi, 
MsBesoadere SimasmMmeiu Die Verwaltung^tltiglLeit der 
Stadtgemeinde soll sich nach Beschlüssen der Ge- 
meindebehörden, welche in neuerer Zeit gefoflt sind, auf 
weitere Gebiete, nämlich auf die Förderung des Personen- 
und Güterverliehrs erstreclLcn. Dem Personenverkehr 
dienen hier, abgesehen von der im Eigentum des Staates 
stehenden, mit Dampflokomotiven betriebenen Stadt- und 
Ringbahn und abgesehen von zahlreichen Einzelfuhrwerken, 
eine größere Zahl von Gesellschaften, die den Omnibus- 
und den Straßenbahnverkehr unterhalten. Welche Be- 
deutung grade die Straßenbalmgcsellschaften für den allge- 
meinen Personenverkehr in Berlin i^ewonnen haben, ist 
daraus zu ersehen, daß z. B. im Jahre 1903 durch die 
Omnibusgesellschaften insgesamt annähernd 86 000 000 Per- 
sonen, durch die Stadt- und Ringbahn rund 97V.» Mül., 
durch die Straßenbahngesellschaften aber rund 397'/ 2 Mill. 
zur Beförderung gelangt sind. Von letzteren entfallen auf 
die Hoch- und Untergrundbahn rund 297-2 Mill. und auf 
die Große Berliner Straßenbahn-Aktiengesellschaft, welche 
alle anderen Verkehrsunternehmungen an Umfang und an 
Bedeutung weit überragt, annähernd 312 500 000 Personen. 
Den StraOenbahngesellschaften hat die Stadtgemeinde ver- 
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tragsmäüig das Recht zur Benutzung der öfFentlichen Straßen 
und Plätze eingeräumt. Die Vcrträ[!;c sind wiederiiült er- 
neuert worden und es ist dabei das Recht der Gesell- 
schaften nach Umfang und Zeitdauer ausgedehnt worden. 
Die z. Z. bestehenden Verträge sind in den Jahren 1897 
bis 1900 zwecks Einführung des elektrischen Betriebes 
abgeschlossen worden. Ihre wichtigsten Bestimmungen, 
weiche sich in den mit den verschiedenen Gesellschaften 
getroffenen Vereinbarungen im wesentlichen übereinstim- 
mend wiederfinden, sichern der Stadtgemeinde eine Abgabe 
von 8*^/0 der Bruttoeinnahme aus der Personenbeförderung. 
Daneben haben die Gesellschaften von dem Reingewinn, 
welcher das bisher erzielte Nettoerträgnis, und soweit neues 
Kapital aufgewendet wird, Q% dieses Kapitals übersteigt, 
die Hälfte an die Stadtgemeinde abzuführen. Diese hat 
sich ein Recht der Einwirkung auf den Fahrplan ausgewirkt. 
Die Gesellschaften dürfen für jede Fahrt nicht mehr als 
10 Pf. erheben, sie müssen das unmittelbar neben den 
Gleisen befindliche Pflaster unterhalten. In sozialer Hin- 
sicht ist für die Angestellten der Straßenbahngesellschal't 
in dem Vertrage dahin Vorsorge getroffen, daß den 
Angestellten, wenn sie erwerbsunfähig werden, Ruhegelder 
gewährt werden müssen. Die Dauer der vertrags- 
mäßigen Zustimmung erstreckt sich bis zum Ende des 
Jahres 1919, alsdann soll der Bahnkörper nebst Zube- 
hör der Stadtgemeinde unentgeltlich zufallen, die Gesell- 
schaften dagegen verbleibt das Eigentum an den Bahnhöfen 
und an dem Betriebsmaterial. Die Stadtgemeinde ist auch 
berechtigt, in die von der Gesellschaft mit Dritten abge- 
schlossenen Verträge alsdann einzutreten, und die von ihr 
erworbenen Patente und Lizenzen weiter zu benutzen. 

Auf Grund dieser Verträge sind der Stadtgemeinde in 
den Jahren 1899—1903 die ia der Anlage verzeichneten 
Abgabenbeträge zugeflossen. 

Nach einer besondern Bestimmung des mit der Großen 
Berliner Straßenbahn abgeschlossenen Vertrages konnte die 
Stadtgemeinde von ihr den weiteren Bau von Straßenbahn- 
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linieo bis 200 km Länge zu den Vertragsbedingungen foi^ 
den. Die Gemelndebeliörden heben aber, von einer iLleinen 
Strecke abgesehen, von diesem Rechte keinen Gebrauch ge- 
macht. I>enn ebenso wie schon frQher wurde auch nach Ab- 
schluß dieser VertrSge bald die Erfahrung gemacht, daß die 
Große Berliner Straßenbahn die neben ihr bestehenden 
kleineren Gesellschaften, welche insbesondere den Vorort- 
verkehr pflegten, dadurch, daß sie deren Aktien ganz oder 
größtenteils erwarb, tatsächlich mit sich vereinigte. Die 
Gemeindebehörden erachteten es, als sie den weiteren Aus- 
bau der hier vorhandenen Straßenbahnen planmäßig ins 
Auge faßten, für unumgänglich nötig, daß dem eine völlige 
Alleinherrschaft mehr und mehr erringenden Unternehmen 
der Großen Berliner Straßenbahn eine dauernde, weitere 
Fortschritte sichernde Konkurrenz erhalten verde. Es 
stellte sich aber alsbald heraus, daß eine völlige Sicherung 
eines solchen Wettbewerbs nur in der Weise erfolgen 
könne, daß die Stadtgemeinde selbst den Betrieb der in Zu- 
kunft noch herzustellenden Linien übernähme. Zu gleicher 
Zeit ergaben sich noch eine Reihe von Schwierigkeiten und 
Differenzen in der Auffassung der aus dem Vertrags- 
verhältnis herzuleitenden Rechte und Pflichten zwischen der 
Großen Straßenbahn und der städtischen Verw altung. Nach 
preußischem Recht bedarf ein Unternehmer, welcher eine 
Straßenbahnlinie bauen und betreihen will, der Zustimmung 
Desjenigen, der die Wege, die er benutzen will, zu unter- 
halten hat, d. h. in der Regel der Gemeinde und ferner der 
Genehmigung der Staatsbehörde. In den Verträgen mit den 
Straßenbahngesellschaften war, wie schon erwähnt, als Ende 
der Zustimmungsdauer der Schluß des Jahres 1919 fest- 
i^esetzt worden. Die Bestimmungen der Verträge ließen 
auch nach Auffassung der städtischen Behörden gar keinen 
Zweifel darüber zu, daß die Sradrgemeinde in der Lage sein 
sollte, wenn sie es wünschte, auf der Grundlat^e der ver- 
tragsmäßigen Bestimmungen den Straßenbahnbetrieb der 
Gesellschafren selbst zu übernehmen. Die Große Berliner 
Straßenbahn dagegen suchte bei der Staatsregierung eine 
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weit fiber jene Zustimmungsdauer hinausreicheade Frist für 
die staatsbehördliclie Geflehmigung nach und diese wurde 
ihr in der Tat in der Weise gewährt^ daß die Staat* 
liehe Genehmigung des Betriebes der Gesellschaften bis 
Ende des Jahres 1049 erteilt wurde. Da das die 
rechtlichen Verhältnisse der Klein- und Straßenbahn-Unter- 
nehmungen regelnde Gesetz den Unternehmern auch die 
Möglichkeit gibt, daß sie eine von der Wegeunterhaltungs- 
pHichtigen versagte Zustimmung durch die staatliche Auf- 
sichtsbehörde ergänzen lassen können, so erschien bei 
dieser Sach- und Rechtslage die Besori^nis begründet, daß 
die Gemeindebehörden, wenn sie 1919 den Straßenbahn- 
betrieb übernehmen wollten, daran gehindert werden könnten 
und daß es auch der Machtstellung der Groüen Straßen- 
bahn gegenüber schwierig sein werde, bei einer Vertrags- 
verlängerung der Stadtgemeindc diejenigen Vorteile zu 
sichern, welche die städtischen Behörden als Gegenleistung 
für eine etwaige Verlängerung der Zustimmung fordern 
müßten. Alle diese Umstände veranlaßten die Gemeinde- 
behörden zu Beschlüssen, welche den Zweck hatten, eine 
weitere Ausdehnung des Machtbereichs der Großen Berliner 
Straßenbahn zu hindern, einen dauernden Wettbewerb zu 
sichern, und durch Übernahme zunächst eines kleineren 
Straßenhahnbetriebes selbst Erfahrungen zu sammeln und 
sich zu rüsten für die später zu überwindenden Schwierig- 
keiten. So wurde beschlossen, den größten Teil der Aktien 
einer Gesellschaft zu erwerben, welche noch nicht in die 
Große Berliner Straßenbahn aufgegangen war und welcher 
zwei Linien, die von Siemens Sc Halske hergestellt waren 
und betrieben wurden, gehörten. An diese in das Stadt- 
innere führenden Linien Behrenstraße -Treptow und Mittel- 
straße — Pankow sollen weitere städtische Linien ange- 
schlossen, sie selbst aber durch eine Kreuzung der Straße 
Unter den Linden mit einander verbunden werden. Es 
wurde ferner im Jahre 1900 beschlossen, grundsätzhch 
neue Straßenbahnlinien nicht mehr Unternehmern zu über- 
lassen, sondern selbst zu bauen und zu betreiben. In Aus- 
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Führung dieses Beschlusses sind die Mittel für 5 städtische 
Linien von den Gemeindebehörden bewilligt und es ist die 
staatsbehördliche Geaehmigung für den Bau und Betrieb 
dieser Linien nachgesucht worden. Die Entschließungen 
der Gemeindebehörden beruhten nicht auf der Annahme, 
daß der eigene l^etrieb der Stadtgemeinde größere Ein- 
nahmen zuführen würde, es mußte vielmehr damit ge- 
rechnet werden, daß die neuen städtischen Linien, wenn 
man sie ebenfalls der Großen Berliner Straßenbahn Über- 
gabe, durch Anschluß an die von ihr betriebenen Linien 
sich noch vorteilhafter würden ausnützen lassen, und daß 
sie als Teil des großen Unternehmens jener Gesellschaft 
auch geringere Verwaltungsiiosten verursachen würden. 
Gleichwohl mußten diese finanziellen Rücksichten den oben 
angegebenen Gründen für die Übernahme in eigene 
städtische Verwaltung weichen. 

Etwas j^nders ist die Sach- und Rechtslage bezüglich 
der Hoch- und Untergrundbahnen, welche einem Schnell- 
verkehr dienen sollen, den Straßenkörper nur wenig in An- 
spruch nehmen, deren Anlagekosten aber ganz außerordent- 
lich höher sind, als diejenigen der im Niveau der Straßen 
angelegten Bahnen. Im Jahre 1895 wurde der Firma 
Siemens & Halske vertragsmäßig die Zustimmung zur Her- 
steilung der ersten Schnellbahn, der Hochbahn, erteilt, die 
Zustimmungsdauer wurde auf 90 Jahre bemessen, hinsicht- 
lich der Abgaben waren die Bestimmungen der Llnter- 
nehmerin wesentlich günstiger, als die in den Verträgen 
mit den andern Straßenbahn - Gesellschaffen. Die Stadt- 
gemeinde hat sich aber das Recht des Erwerbes der Bahn 
zum 25fachen Betrage des Reinertrages nach Ablauf von 
30 bezw. 40, 50 usw. Jahren vorbehalten. Als die Frage 
der Fortsetzung der Hochbahn in das Stadtinnere und zwar 
in der Form einer Unterpflasterbahn in der städtischen Ver- 
waltung beraten wurde, gelangte die mit der Vorprüfung 
betraute städtische Deputation zu der Überzeugung, daß 
der Ausbau von unterirdisch herzustellenden Schnellbahnen 
piaamäßig für das gesamte Stadtgebiet schoa jetzt in Aus- 
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sieht genommen werden müsse, möge auch die Ausführung 
erst in späterer Zeit erfolgen. Die großen Schwierigkeiten, 
welche das Zusammentreffen der umfangreichen, wegen des 
Grundwassers und der Bodenbeschaffenheit dicht unter der 
Oberfläche anzuordnenden Bahntunnelanlagen mit den in 
den Straßenkörper eingebetteten städtischen Leitungen und 
Röhren verschiedener Art (Gas, Wasser, Kanalisation) not- 
wendig hervorrufen mußte, veranlaÜren die Deputation zu 
dem Beschluß, den Gemeindebehörden zu empfehlen, 
die künftig auszubauenden Unterpflasierbahnlinien auf 
Hechnung der Stadtgemeinde selbst herzustellen und 
sie in eigenen Betrieb zu nehmen. Die Gemeinde- 
behörden haben dazu noch nicht Stellung genommen, 
sondern zunächst nur die Kosten der Ausarbeitung des 
Projekts der in erster Linie für den Ausbau in Betracht 
kommenden Unterpflasterbahn linie vom Norden im Zuge 
ungefähr der Chaussee- und Friedrichstraße nach dem 
Süden der Stadt bewilligt. Bei diesen Unterpfiasterbahn- 
projekten kommt inbezug auf die Frage, ob die Stadt- 
gemeinde selbst als Unternehmerin auftreten soll, oder ob 
sie dem Privatkapital die Ausführung überlassen soll, auch 
der Umstand Wesentlich mit in Betracht, daß einmal die 
Kosten dieser Anlagen ganz außerordentlich hoch sind, so- 
daß eine Rentabilität wie bei den Niveau-Straßenbahnlinien 
nicht erwartet werden darf. So sind z. B. die Kosten der 
Nord-Süd-Unterpflasterbahnlinie auf über 55 Millionen M. 
veranschlagt d. h. auf etwn 6 Millionen M. pro Kilometer. 
Andererseits dienen gerade diese unterirdischen Schnell- 
bahnen in ausgezeichneter Weise dem Verkehr insofern, als 
sie die schon übermäßig durch den übrigen Verkehr in An- 
spruch genommenen Straßen nicht noch mehr belasten, 
sondern sie vielmehr entlasten und eine \\ esentlich raschere 
Beförderung sichern. An ihrer Herstellung hat also die Stadt 
ein außerordentliches Interesse. 

Der Förderung des Güterverkehrs und der Hebung 
von Handel und Industrie soll endlich dasjenige städtische 
Uoternehmen dienen, welches die Gemeindebehörden erst 
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in diesen Tagen tuszufüiiren beschlossen haben. An der 
Oberspree soll eine stidtische Hafen- und Zeniralspelcher^ 
anläge mit EisenbahnanschluO mif einem Aufwände von 
8 Millionen M.» wobei der Wert des der Stadtgemeinde ge- 
hörenden Grund und Bodens nicht eingerechnet ist, her- 
gestellt werden. Die Kaufmannschaft beteiligt sich bei dem 
Unternehmen durch eine Garantie fQr einen Ertrag bis zu 
bestimmter Höhe. Die Entschließung der Gemeindebe- 
hörden zur Ausführung dieses Projekts auf stidtische 
Kosten beruht nicht auf der Erwartung unmittelbarer ge- 
schäftlicher Gewinne, sondern auf der Überzeugung von 
seinem Nutzen für die gesamte Bevölkerung der Stadt 

Es bleibt nach Betrachtung der städtischen Betriebe 
nur noch übrig, auf ein Unternehmen kurz hinzuweisen, 
welches die Stadtgemeinde bisher und zwar auch nach 
neueren Beschlüssen dem Privatkapita! überlassen hat. Es 
ist das die Vcrsor^uni^ dcv Stadr mit L^icktrizitat Für Be- 
leuchtun^s- und Krattzwecke. In einem mit der Aktien- 
gesellschaft „Berliner Elektrizitätswerke'' am 14. März 1899 
abgeschlossenen Vertrage ist dieser Gesellschaft eine Ver- 
längerung ihrer schon seit Jahren bestehenden Rechte zu- 
gestanden worden, nämlich die Straßendämme und Bürger- 
steige zur Einlegung ihrer Leitungen zu benutzen. Nach 
einem früheren im Jahre 1888 geschlossenen Vertrage hätte 
die Stadtgemeinde, anstatt den Vertrag zu verlängern, mit 
einem nicht unerheblichen Zuschlage zum Werte das Unter- 
nehmen erw erben können. Die städtischen Behörden haben 
davon Abstand genommen, weil der neue Vertrag größere 
Vorteile bot und ein Erwerbsrecht für 1915 unter besseren 
Bedingungen sicherte. In diesem Vertrage hat sich die 
Gesellschaft abgesehen von vielen jNebenleistunj^en, ver- 
pflichtet, nach Wunsch des Magistrats öffentliche Beleuchtung 
mit elektrischem Licht herzustellen und dafür einen Preis 
entsprechend dem jeweiligen allgemein von ihr festgesetzten 
Tarif für gewerbliche Zwecke, höchstens jedoch 16 Pf. 
für die Kilowattstunde in Rechnung zu stellen. Von der 
Bruttoeinnahme hat die Gesellschaft 10 Vo die Stadt- 
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gemeinde abzuführLn, außerdem hat diese einen Anteil 
am Reinerträge des Unternehmens. Dieser Anteil 
beträtet 5Ü% vom Reingewinn i^ibcr 6 o des Aktienkapitals 
bis 20 iMillionen M. und 50 ^Vo ^ber soweit das Aktien- 
kapital jenen Betrag übersteigt. Die Gesellschaft hat durch 
den Vertrag kein Recht auf ausschließliche Benutzung 
der Straßen durch elektrische Kabel und Leitungen 
erhalten, vielmehr könnte an sich ein Konkurrenzbetrieb 
eingerichtet oder zugelassen werden. Die Stadtgemeinde 
hat endlich das Recht, im Jahre 1915 die Übereignung der 
gesamten Anlagen der Berliner ElektrizitÜrswerke gegen 
Zahlung des Taxwertes zu verlangen. Die Gesellschaft ist 
endlich hinsichtlich der Abgabe von Llektrizität zu Beleuch- 
tungszwecken an die mit dem Magistrat vereinbarten TartFe 
gebunden. Die großen finanziellen Vorteile, welche dieser 
Vertrag der Stadtgemeinde gebracht hat, sind aus der in 
der Anlage beigefügten Zusammenstellung ohne weiteres zu 
erkennen. Es sind darin gegenübergestellt die Einnahmen 
der Aktionäre der Gesellschaft und die an die Stadt- 
gemeinde geleisteten Abgaben und es zeigt sich, daß die 
finanziellen Vorteile der Stadt auf Grund des neuen Ver- 
trages größer werden, als die Gewinne der Aktionäre, ohne 
daß die Stadtgemeinde irgend welche Lasten oder ein Risiko 
zu übernehmen hätte.* 



* Die Tabellen behnüen äicii hinter dem englischen Text S. 99. 
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Relations of the City of Berlin to the 
diäerent public Industries« 



^ ät^ "Municipal Industries** we understand 

W2^( those enterprises which do not only serve to meet 
certain public wants, but with at the same time and even 
predominantly aim at fulfilling economical purposes inter- 
esting tiie people as a wtiole, it appears from a comparison 
of the towns in Germany that the city of Berlin at a very 
early period, viz. about the middle of last Century, began to 
establish municipal industries on its own account. It began 
with the establishment of gas-works, and by way of steady 
and gradual development proceeded to call into existence a 
great number of municipal enterprises chiefly with the view 
of providing its inhabitants with good drinking-water, of re- 
moving all sorts of waste matter from the streets and houses, 
and of regulating and i'acilitating — as far as possible — 
the food supply. In the mean lime all the sanitary require- 
ments were also attended to. 

As we are about to give a general view of the in- 
stitutions and financial returns of the municipal Industries 
of Berlin it appears necessary in order to understand their 
actual State, and it will be particularly instructive if we whish 
to examine what are the advantaj^es and drawbacks of muni- 
cipal managemenr, to cast a rttrospective glance on the 
histortcal development of the two enterprises that we meet 
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with as the first municipal establisliineiiis of a chielly In- 
dtistrial character, viz. the gas^works and che water-works. 

Gas-Works. The public lighting of Berlin was, tili 1826, 
efFected by oil-lamps. Ün the Ist of January 1826, the 
government authorities — for rill 1S75 the streets of the 
town were government properiy — granted to an English 
Company of the Imperial-Continental-Gas-Association the 
privilege of providing the town of Berlin with gas for 
21 years, that is up to the Ist of January 1847. The muni- 
cipal authorities had not been consulted about the matter; 
but it had been stipulated that they should have a Chance 
of either renewing che concract such as it was, or of altering 
it when it expired. The privUege authorized both che 
lighdng of the town and the gas-supply in private houaes; 
moreover the Association should be encitled, even after the 
expiration of its contracti to furcher use the pipes and tubes 
beionging co ic, and to continue furnisbtng private houses 
with gas when required. The reason for granting such a 
privilege to a foreign Company was that the German industry 
Iflcked at that Cime all experience which was requisice in 
che manufiiccure of gas. 

\6^en a shorc time before che creaty expired, the muni- 
cipal authorities examined the quescion to decide whether 
it was advisable for che city to found gas-works of their 
own, chere were many that caucioned againsc che risk of die 
new expensive venture and ealled attention to che compe- 
cition of the English Company. 

Nevertheless it was resolved that municipal gasw orks 
should be built, and as early as 1847, January ist, two 
establishments for making gas were opened, able to furnish 
gas for 2090 public jets and 823 private ones. The fear 
of the competition of the English Company proved to be 
groundless; on the contrary, -(h« the rivalry of the city 
works had this happy result that the English Company was 
forced to lower the price of gas from 35,3 to 17,7 Pfennig 
per cubic meter. As the ctty of Berlin promised its 
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customers the same terms, exiremely low g«s-prkes» con- 
sidering those days, vere inaugurated. 

At first this co-existence of the English and the city 
gas-works, owing to the legal dubiousness of some of the 
Privileges of the English Company, led to a scries of law- 
suits. At last, however, an agreement was brought about 
satisfying both parties. The sphere of the English Com- 
pany comprised those parts of Berlin that belonged to the 
neighbouring Community of Schöneberg (the so-called Pots- 
dam quarter to the south of the canal) where it has the 
exclusive right of supplying gas, and the older quarters of 
Berlin so far as they were covered with houses in 1826. 
In these distrlcts the gas-conduits of both administrations 
are laid side by side, and both works fumish gas to the 
consumers llving ihere. To prevent any serious conflict 
from rising between the two parties, it was settled which 
properties are to take gas from the city and which from 
the English works. Thus che concurrent working proved 
very satisfactory. 

The result of the above reduction of the gas-prices 
afker the establiahment of the first municlpal gas-vorks, 
was a rapid increase of the constttnptioii of gas, which ' 
compelled the corporatiOD to fbund three additional gas- 
works. The maximum aroount of gps which these works 
are (or will be) able to yleld, Is about one mlltion cubic 
meters every 24 hours. At present a new large establish- 
mem is in course of constniction near the village of Tegel 
which will produce 780000 cbm per dlem. A plot of 
ground has already been purchased on the Upper Spree for 
the purpose of setting up gas-works able to produce a 
simllar quantity of gas as those at Tegel. 

On the 31stot March 1904, the number of ordtnary 
gasometers set up by the municipal gas-works was iö4 082, 
to which are added 16 939 automatic ones. 29 829 in- 
candescent gas-lamps were supplied with gas to light the 
public streets. 
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The totil ftmoiint of gpB delivered in Berlin in 1903, 
the last year for whieh final accounts have been issned, is 
240383 000 cbm, of wliieh 191 772000 were supplied by 
the City worlis, and 48 591 000 by those of the English 
Company. The piicea of gas have been reduced several 
times in Berlin, a lower price being asiied for coolüng and 
heating purposes than for lighdng gas sinee 1687. Yielding 
to the frequent urgent demands of the public for further 
reduction of the price of lighting gas and for fixing a uniform 
price for cooking and lighting purposesi and desiring to 
increase the consumption, the adminiatradon of the tovn 
ai last consented In 1901 to seil the gas at the rate of 
12Vs Pfennig per cbm, whlch is the present price. The 
same price is demanded by the English Company according 
to the contract made with the municipality of Berlin. 

It need hardly be mentioned that this considerable 
reduction in price necessarily lesscncü the profits of the 
gas-woriis; nevertheless the economic results of the enter- 
prise in the years 1899 — 1003, as shown in the annexed 
tables, may be termed emirely satisfactory. 

That the municipal gas^orks are regarded as a com- 
mercial concem is proved by the fact that the contracts for 
delivery of gas made with the public are considered as 
contracts according to civil law, likt any other contract 
made between a merchant and his customer. 

Wdier-iuorks, The working capiial and spirit of enter- 
prise of English merchants called not only gas-works into 
origin, but also water-works for the supply of Berlin with 
drinking water. Owing to the nature oF the soil on which 
it is built, Berlin was lucky enough to own a large number 
of pumps in coun-yards and streets yielding good drinking- 
water, so that up to the middle of last Century the opinion 
prevailed in the Community that water-works were super- 
fluous. But finally the disgusting condition of the gutters, 
i. e. paved and mostly uncovered ditches running at either 
side of the roads and intended to receive not only rain- 
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witer, but also waste from the houses, gave risc to a desire 
to have the streets cleansed with running water. The 
government, and especially King Frederick William IV took 
a lively interest in this project and wished that the muni- 
cipality should undertake to carry it into effect. However 
the financia) powers of the Community were already 
severely tasked by the establishment oF the first gas-works, 
and the City-authorities, altiiough on the whole favourably 
disposed to the matter, hesitated on account of the costs 
of the project, which were estimated at 3 000000 marks. 
Therefore the government, wishing a speedy execution of 
the alfair, abruptly broke ofF negotiations with the town, 
and authorised two Englishmen, Messrs. Fox and Crampton, 
to establish water-works (in 1852), granting them for 
25 years the monopoly of delivering water. They founded 
the Berlin-Water- Works-Company , and set to work so 
effectively that they could begin to furnish water as early 
as 1856. 

It nov appetred that the doubts of the municipal 
audiorities as to the costs were Justifted, sinee the expense 
of the construcdon of the works exceeded three dmes the 
afflount of the estimate of the government; the Company, 
which displayed die greatest posslble energy in masterlng 
all financial difficuldes, was obliged to raise funds in shares to 
the amount of 12 000 000 marks. Nor was the hope realized 
that the Institution would immediately yield profit, since the 
return did not even cover the working expenses and it was 
difficttit to dispose of the shares of the Watei^WorkSNCompany. 
Soon, however, the proprietors of houses saw the advantages 
of connecting their houses with the water-works; conse- 
quently the dividends rose tnm 1 p. c. in 1800 to Ii Vi p- c. 
in 1872. 

Although, as early as 1856, the Company had laid 
water«onduits in the streets beyond the amount stipulated 
in the contract made with the Governmenti yet they did 
not meet the wants of the rapidiy growing town. In many 
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of its quarters evea a State of distress may be said to have 
existed. But the Company refiised to furtfaer extend its 
business and to expend fireah funds unless cfaeir monopoly 
were prolonged for another 25 years* Thia demand was 
opposed by the municipal authoritiesy who in the mean time 
had not only satislied themsehres of the economical ehances 
of the enterprise, but above all had elearly seen that the 
sanitary condition of the tovn would be greatly improved 
by the connection of the watei^vorlss widi the drahiing and 
subterranean carrying olF of vaste from the houses. They 
naturaUy wished to undertake the management of the vater^ 
vorks themselves. Towards the end of 1873, there- 
fore» the purehase of the water-works was a greed upon 
at the price of 25 millions of marks (in round numbers) 
on the basis of the right of Preemption, which the 
govemment had reserved for itself when granting the 
monopoly, and which it had subsequently transferred to 
the City of Berlin. 

The manager of the Company, Mr. Gill, who had gone 
Over into the service of the city, came forth with a project 
according to which it was resolved considerably and quickly 
to enlarge the water-works, on which 13 millions of marks 
were to be expended, by diggiag deep wells on the banks 
of the lake of Tegel, an expansion of the Havel. Thus it 
would be possible to supply a milHon inhabitants with 
water. In the course of time it was seen that the manage- 
ment of the works by the city not only answered the 
demands of the town, the exccedingly rapid growth of which 
made it ntctrssary to establish new waicr-works near the 
Müggelsee, on the upper Spree, but was also able to 
master the extraordinary difficuliies which arose with 
respect to the method of obtaining water. Many changes 
had to be made in the course of time. Thus instead of the 
deep wells dug at Tegel, first draw wells and filters had to be 
made for taking water from the lake, because the chemists 
of those days were not able to free subterranean water 
from ferruginous parts, and keep the conduits clean. 
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Accordinitly the Tegel-works had to he altered. TheMüggel* 
works had been adapted» from the beginnhig^ for taking 
water from the lake, but soon it became evident that It 
woiild not be posslUe to keep clean the water courses which 
yielded the necessary water to the city works, as the waste 
water from manufactories and from neighbouring commu- 
nitles rendered rivers and lakes more and more poflttted. 

In the meantime scieuce had advanced and succeeded 
in discovering a method of freeing water from ferruginous 
pans. So the Tegel-works and those of the Müggel were 
once more transformed so as to obtain subterranean water 
through deep wells. 

The Tegel-works are able to yield as much as 
no üüü cbm of water, the Müggel-works up to 1 50 000 cbm 
per diem. The new establishment annexed to the Müggel- 
works which is in course of construction and the costs of 
which are estimated at 7 866 000 marks is calculated consi* 
derably to raise the power of the Utter works. 

The water is delivered to the cuatomers, juat as the 
gas, in accordance with private arrangements at the rate of 
15 Pfennig per cbm, besides which a small fee is asked for 
the connection with the water-conduit If one doea not 
take into account die water that is furnished gratis for 
public purposes, such as the sprinkting of streets, the irri- 
gatiott of parks, etc., the selling-price obtained för water 
was 0,16638 marks per cbm, the net price 0,11 766 marks. 
— As to questions regarding the economical results of the 
concem in the years 1800—1003 we beg to refer the 
reader to the tables at the end of this booL — 

Drainage, We called attention, in the above, to the 
close connection existing between the questions of the 
supply of water by a central water-conduit, and a general 
drainage of the town. Soon after the construction of the 
first water-works it became more and more necessary to 
organize a regulär and effective drainage, instead of carrying 
away the waste water uncleansed by the shortest way into 
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the Spree and tfae ocher public water-courses of Beiiln. 
Ic was afier tborough iavestlgfitioii and long dlscussions of 
the matiera that tfae autfaorities of the capital resolved, in 
1873» to effiect a drafaiage afker a plan dravn up by Mr. 
Hobrecht, general surveyor of buildings of the clty of 
Berlin. Accordlng to thls plan the whole area of Berlin 
was divlded into 12 separate dralnage^istricts» of which 
11 are already in vorking order after having been provided 
with all necessary equipments. Each of these districts, die 
boundaries of which are determined by the Situation of the 
water courses and the elevation of die ground, (the radial- 
system), Is provided with a pump»work bullt in the deepest 
part of it, from which the waste water Is driven by means 
of engines to die fields which are to be fertiUzed, a long 
way outslde the town. The sewage Is brought to the pump- 
work by the natural slope of the ground through a network 
of subterranean tubes which receive the waste-water and 
the rain-water. 

The waste-water conducted to the flelds is used for 
manuring lands which are especially adapted for thls pur- 
pose, and becomes purified by ßltering through the soll 

The interest of the public sanitary condition led to die 
demand diat every building should be jolned to the general 
drainage. It could not be lefl to the house-proprietors to 
choose whether they would join or not in an undertaking 
which is not merely of economical advantage, but is chlefly 
a saninury necessity for the Community. On the contrary, 
it was ordered by the poliee that every proprietor was 
bound to make use of the common drainage-system. Accor- 
dingly, unlike the gas^ and water-works, the drainage of 
Berlin is not an essentially economical concern worked 
upon commercial principles. Nor is the payment, asked 
from the house-proprietors as an equivalent for using it, 
exacted in accordance with a private coniract, but rather a 
tax raised in virtue of local Statutes sanctioned by the 
Board of Control. The returns oF thls taxe are only intended 
to Cover the working expcnses and to pay the inierest and 
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amortization of che orifiiial costs. The draJoage-taxamounts 
at present to 1% p. c. of the net proceeds of tlie propenies* 
In properties ylelding no citar profit» such aa public build- 
ißga, che lax ia calculated in Proportion to the quantity 
of waste*water. Ic is fbr this reason Chat the adminlscration 
of che drainage and the ferdlized fieids has left no clear 
profli^ like the gas^ and watei^works» but has indeed required 
extra-allowances from the general Ftinds. For particulars 
we must refer the reader to the annexed tables; we shall 
only mention that the ferdlized fieids» which at the close of 
the fiscal year 1903 had attained an extent of 14 183,7337 ha 
are for the most part managed by che Corporation vhich 
disposes of che t^cultural products whIch are raised on 
them; only a very insignificant part of them are letin lease. 

On several of the farms home-steads have been built 
for the benefit of Indigent convalescents fresh from hospi- 
tals, yet needing care, to give them a Chance to recover and 
to regaiu their füll strengih. Thus it was possible to make 
avail of the municipal fieids for the public sanitary interest 
in another respect. 

Siodifyard And Sütag^er^ouses. About the same tlme 
that the draining of Berlin was taken In band, die municipal 
authorides became convinced that to supply the tovn with 
food in a regulär manner was a matter of such economical 
and sanitary importance that it should form an object of 
their care. 

A Statute enacted in Prussia on the 18th of March 
186S authorized such communitics as established public 
slaughter-houses, to regulate by a special act that all pri- 
vate butcheries shouid be done away with, that cattle might 
only be slaughtered at the public siaughter-houses of the 
town, and that the dealing in meat imported from abroad 
or cattle not killed at the siaughter-houses of the Com- 
munity should be restricted. However, at the very period 
when the Corporation of Berlin was still discusslng the pro- 
ject of estabiishing a public slaughter^house, the then presi- 
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dent of the poUce licensed a private gencleman to esniblish 
ft stock-yard as cattle-market. A jolnt^tock campany set up 
a stock-yard together with slaughter-houaea» where sub- 
sequendy the whole catde^de of Berlin took place. 

On the other haod the municipai authorities maintained 
the opinion that it was very^ desirable to abolish all private 
butcheries, and that as regards the supply of meat, the sa- 
fety of the population could not be warranted by an under- 
taking which was exclusively serviceable to the interests oF 
private persons; and they believed that the slaughter-house 
should be managed by the city. Negotiations were entered 
into for the purchase of the slaughter-house which had been 
sei Up by the joint - stock - Company, but they came to 
naught due to the exorbitant demands oP ihe Company. 
Therefore, in rhe years 1877—1881 the city iounded the 
Great Berlin Central Stock-yard and Slaughter-house, fitting 
it up according to the latest experiences and connecting it 
with the railway-system. Since by lowering the prices for 
fodder it offcred the cattle-dealers better terms than were 
those of the joint-stock-company, they agreed to remove 
the whole cattle-trade to the city-stock-yard. Therefore, 
when the city-stock-yard was opened, that of the joint- 
stock'company declined and was closed. 

The concern, which was started at a coat of 12 milllons 
of markSy has since been considerably enlarged. The extern 
of its trade tnay be illustrated by the foUowIng items. In 
1903 were brought to the market altogether 210»050 oxen» 
1,139,969 Swine, 187,471 calves« 538,201 sheep^ the total 
valtie of the soM catde being 176,667,291 marks. 56,499 
oxen, 188,662 awine, 23,080 calves, and 108,702 sheep 
were sohl and sent out of the city. The number of animals 
killed in the public slaughter-houses in the same year 1903 
was 155,530 oxen, 950,000 swlne, 1 62,529 calves, 431,333 
sheep. The municipai administration let the compartments 
and Stalls of the stock-yard and slaughter-house to the 
cattle-dealers and butchers, charging fees as follows: 
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for an ox 


Swine 


feeder 


calf 


sheep 


goose 


4 


4 










stflUage: 125 


50 


70 


40 


10 


3 


weighlng fee: 20 


10 


20 


10 


2 




butcher's pay: 260 


130 


140 


55 


20 


5 


inspection fee: 70 


60 


60 


30 


15 





The administration of the town was not at liberty to hx 
the above fees, since it was provided by thc law which 
authorized communities to establish public slaughter-houses, 
that the fees raised by the municipality for butcher's pay 
and inspection of the shambles must not be higher than is 
necessary to amortize (at 1 p. c.) and pay the interests 
(5 p. c.) ot the original costs, and to cover the costs of 
maintenance, the working expences and the costs of the in- 
spection of the shambles. As to the amount of the business 
capital and the financial return of the Berlin-Stock-yard and 
Slaughter-house concern in 1899—1903, see the Statements 
grouped in the annexed tables. 

Markei-Häüs, The Organization of the food-traffic of 
the capitat was further improved by the establishing of 
market-halls which replaced the open-air markets that were 
customary up to that time. Being almost exciusively fre- 
quented by Farmers from the neighhourhood of the town 
who camc to seil their own produce these markets could 
no longer satisfy the wants of Berlin. To make up this 
deficiency, the aid of wholcsale-dealers and brokers had to 
be called in. Circumstances being thus changed, it was 
necessary to make especial arrangements for storing and 
preserving the goods which had to be hrought together in 
large quantities; at the same time the provisions could be 
better inspected in buildings erected for this purpose. Even 
these market-halls were at first, though for a short time 
only, a matter of speculation. So it came to pass that a 
private markei-hall, opened in 1867, soon had to be closed 
as neither purchasers, nor sellers presented themselves in 
sufßcient number. 1871 another private Company tried to 
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amrt « more extensive concera for the establishing of 
markel-halls in all the quariers of the town. At tlie outset, 
the dty authoritles were inclined to leave to private ape- 
eulation the bullding of marlLet-halls. Soon, however, in 
this case too, tfaey became convinced that they could not 
rely upon private specülators for supplying the capital with 
provisiona, that cheap and good Ibod in sufficlent quandty 
could only be procured by the municipal authorities, and 
that they must take the matter in their ovn hands. Accor* 
dhigly in the course of the foUowing years 2 central 
market-halis having connection vith the metropolitan rail- 
way were erecced in the centre of the tovn» and 13 halls 
in the other qiiartera. In the central halte a wholesale- 
trade in meat» vegetables, fruiti fish &c. has rapldly deve- 
loped and is still increasln^ while cwo of the other halls 
boast of an imponant wholesale in flowers and fruit; as 
for the rest, the inarkei>halte are chiefly intended to serve 
the retail-trade. The stalte are let to the retallers for 
payment of a fee that is proportioned to the kind of the 
goods, the size of the stalte, and the time they are used. 
The halls are open to traffic during the greater part of the 
day, The original costs of the concem, Its retums and 
expenses during the test üve years can be seen in one of 
the annexed tables. 

SnuitUr Canums. Afwrt from the terger establtehments 
whleh we have treated of in the above» there are still a 
number of municipal concerns of smaller size and impor^ 
tance, which are merely to be mentioned here. Such are 
several public baths which can be used for payment of a 
fee so small that not even the running expenses can be 
covered, to say nothing of the interests and amortization 
of the capital. They have been steadily increasing in 
number, while the number of river-baths worked by pri- 
vate persons have been constantly decreasing, To these 
we must adcl 2 disinFcctini:^ cstablishmcnts, several placcs 
for unloadini;^ dust and gnrbadge, a small port (callcd pori 
Urban) in ihe "Lundu ehrcanar', (icc. 
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OfgMiMMÜon 9nd Muu^emtni* As to die org^nizatioii of 
the maiiAgemeat it is essencially the same for eveiy muni- 
cip«t eoncern. As the head of the Ittter there is one or 
several maaaging directors appointed by the Town Board, 
OD whom certain powers are conferred and who have to 
carry on the currem business. They are uader the coittrol 
of committees composed of members of the town-council 
(or aldennen) and common councilmen; in some Instances 
lawyers and Citizens panicularly sl^illed in the respective 
departments may also become members of such committees. 
The managers are entitled to be present at the meeting^; 
they may give advice, but have no vote. The committees 
decide important administrative questions, and are invested 
with certain rights that rest partly on general law, partly 
on particular municipal decrees. They are obltged to 
respect the budget agreed upon by the aldermen and 
common Council, and the general administrative principles 
issued by them. 

The functionaries and workmen employed in the muni- 
cipal works are entitled to receive pensions in case of in- 
validity, just as the other municipa! officlals. In a like 
mann er the relicts of persons empioyed in the city concerns 
are taken care of. 

Important Conctms recenÜy iahen Mo Considtration, as 
Tramiwa^. According to resolutions but recently made by 
the city authorlties the administration of the municlpality 
shall also be brought to bear on the conveyance of goods 
and passengers. If we do not take into account the Metro- 
politan- and Circular Railway worked by steam engines, 
which belong to the istact;, nor nummerous cabs and 
carriages, the conveyance of passengers is carricU 
on by a lange number of companies who run omni- 
buses and tramcars. How imporrant tl:ie Tramway Company 
in particular has become ior the general passenger traffic 
in Berlin, may be inferred from the fact that, in 1903 for 
iiistance, the omnibus companies togeiher conveyed 
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86 000 000 persoiis, the Metropolitan and Circular Railvays 
07V2 mittions, whereas tfae Tramvay Companies conveyed 
no less fhan 397Vf milUons ofpeopl& Of die latter number 
about 20Vs mlUions feil to the share of the Elevated and 
Undersrotind Tramway and about 312V{ mlllions to that of 
the Great Berlin Tramvay Company which aurpasaes all 
the other Companies in extent and importance. 

The Tramway Companies have acquired from the 
municipality the right of way in the public streets and 
Squares in virtue of contracts that have heen repeatedly 
renewed, and by which an extend of the privilege as well 
as of the term has been allowed. The present contracts, 
agreed upon in 1897—1900 for the purpose of establishing 
electric tramways^ contaiii provisions which are ct^sentially 
the same as are met with in the agreements made with 
other companies, the most important of which guarantee 
to the Community a tax of 8 p. c. on the gross proceeds 
from the conveyance of passengers. In case that in any 
year the ner proceeds exceed those of the year whcn the 
contract was made, the Companies must then pay one half 
of the surplus into the municipal treasury; and should 
new capita! be invested they must pay 6 p. c. of the gain. 
Moreover the Town Board has reserved for itself 
the right of regulating the fare, the companies not being 
allowed to charge above 10 Pfennig for each trip; besides 
they have to keep in repair the pavement adjoining the 
rails. With regard to social-economical arrangements, a 
Provision has been inserted in the contract for the benefit 
of the empioyees, regulating that pensions must be allowed 
to them on becoming incapable of earning their bread. 

This contract expires at the end of 1919, when the 
whole System shall devolve upon the city, whereas 
the companies shall rcmain owners of the stLitions :ind the 
rolling stock. The mujiicipality sh;ill also bc entitled to 
enter into any contracts made by the companies with third 
persons and 10 proHt by the patents and licenses acquired 
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by them, On die ground of this agreemem the city re- 
ceived in the yem 1899—1903 the sums tbat are given ia 
the taUes. 

According to a pardcular clause of the contract made 
with the Great Berlin Tramway Company the municipa! 
Community had the right to demand the building of tram- 

way-ünes to the extcnt of 200 km. The city-council, 
howevcr, with the exception oF one short Stretch, has never 
made use of this right, For, even after the closing of these 
agreements, just as formerly, the experience was made that 
the G. B. T., entirely or to a large extent, bought up the 
Stocks oF the smaller compnnies which had carried on the 
traffic in the suburbs, and virtually absorbed them. 

The city-council, in conslderlng the fiirther exteasion 
of the existing tramways, deemed it absoiutety necessary 
that the G. B. which more and more strove to become 
a monopoly, should be met whh a lasting competition 
which would insure progress. It soon became apparent 
that the certain success of such a competidon couid only 
be attained by the municipal Community itself undertaking 
the management of lines to be built in the fiiture. At the 
same time arose a series of difficulties and differences 
between the G. B. T. and the city authorities in the inter- 
pretation of the rights and duties to be inferred from the 
contract. According to Prussian law, a contractor who 
wishes to build and conduct a tramway line must first have 
the consent of those persons (usualiy the municipality) 
whose duty it is to keep the streets which he wishes to 
use in order, further he must have the raiification of the 
government authorities. As has ahxady bcen nientioned, 
the contract with the tramway companies expires at ihe 
end of 1919. According to the interpretation of the city 
authorities there was no doubt that the municipality then 
could, under tlie coiiditions of the contract, if it so wishes, 
take into its own hands the management of the tramways 
üf ihc Company. The G. B. T. on the other band petiiioned 

93 



Digitized by Google 



tbe government for a much longer extern of the thne of 
the goveninieat radftcation» and the pedtion was fealiy 
gramed in as mueh as die ratification of the management 
by the companies was extended tili the year 1949. Since 
the law which penains to the legal affiiirs of tramways 
makes It possible for contractors to make up for the reftträl 
of radficatioii by the municipality by securing the ratifi- 
cation of the govemment, diere was suffieient reason» under 
these legal condldons^ to fear that the municipality wotild 
meet widi obstades» should it wish in 1919 to assume con- 
trol of the tramways. Considering the powerful position 
of the G. B. T. it would also be difliciilt, in case of a Pro- 
longation of the contractu to acquire for the Community 
those advantages which the Town-Board would be obliged 
to acquire as a retum for an extension of the ratlftcadon. 
All these circumstances caused the Town-Board to make 
resolutions the purpose of which was to prevent the 
further inerease of the power of the G. B* T.» and to pro- 
vide for a permanent competttion, and by undertaking the 
management of a small tramway to g^in experience for 
themselves and prepare themselves fbr overcomIng the 
difficulties that would later arlse. It was therefbre decided 
to buy Up the greater part of the shares of a Company 
which had not yet been absorbed by the B. T., which 
owned cwo lines buUt and run by Siemens & Halske. It 
has also been considered to add otber munidpal lines to 
these lines which lead to the centre of the town (Behren- 
strasse and Treptow, Mittelstrasse and Pankow), and to 
join them by crossing Unter den Linden. It was further 
resolved, in 1900, that as a rule new lines should no more 
be built by contractors, but established and managed by 
the municipality itself. For the execution of this resolution 
the Town-Board has appropriated means for building five 
municipal lines, and fhe government has been petitioned to 
grant permission for the establishmcnt and working of them. 

In forming these resolutions the City-Board did not 
suppose that the municipal inaoagement would obtain grea- 
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rer prolSts; they might even presume that the new muol- 
cipal Unes would be more hicnitive If they vere also 
surreiKlered to the G. B. T. and joined to the lines worked 
by It; it was probable, too, that they would originate leis 
expenaes of maoagement If they were part of the large con- 
cern of that Company. Neveitheless, theae ftnanclal con- 
aideratioiia had to give way to the above mendoned reaaona 
whlch indttced the Town-Bwrd to undertake die management 
of thoae Unes. 

The legal State of affiiira widi regard to tievated and 
Underground railways, whoae duty H Is to provide a rapid 
traffic, is sbmewhat dtflbrent. Such railways occupy the 
roadway only to a small extent, but cause expenses of 
construction considerably higher than those oF tramways 
built on a level with the street. In 1805 a contract for 
90 years was made with the firm of Siemens & Halske, 
which authorized them to build the first elevated rail- 
way for running rapid trains. As regards the taxes to 
be paid into the municipal treasury they werc much Icss 
than thosc imposed by former contracts on the tramway 
companies. But the ciiy authorities reserved for themselves 
the right oi purchasing the concern at a price twenty times 
the amount of the net profits after 30, 40, 50 etc, years. 
When the question was veniilated in the Town-Council 
whether the firm should be allowed to continue their line 
into the centre of the town in the form of an Underground 
railway, the commitiee that had to investigate the matter 
became satisfied that it should be taken into consideration 
to build Underground railways for the whole of the town 
according to a regulär plan, and that this project should be 
kept in view even though it might not be carried out at 
preseni. As on account of the underground-water and the 
nature of the soil the big tunnels would have to be made 
immediately beh}w the surface, they must necessariiy cross 
all sorts of conduits and tubes (as of the gas- and water- 
works and the drainage). In order to avoid difficulties 
which might arise from this State of things the committee 
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resolved to advise the MunicipaÜiy in future co build and 
to work underground-railways merely at the expense of the 
Community. The Town-Council has not yet acceded to this 
propoaal; but it has voted a sum for drawing itp the pro- 
ject of an Underground railway« the only Une that is at 
present talEen into account, ninning firom south to north in 
the course of Priedrich-Sirasse and Chausaee-Strasse. 

The question is not easy to decide whether the Com- 
munity itself shall undertake the construction of Under- 
ground railways or leave the execution such projects to 
private speculation. For it cannot be denied rhat the costs 
oF the enterprise are so exorbitant that it cannot be expect- 
ed to yield profit, in the case of other tramways. Thus 
the costs of the Underground railway that is to cross Berlin 
from south to north are estimated at about 55 millions of 
marks, i. e. about 6 millions per kilometer. On the other 
hand it is clear that Underground railways are particularly 
fitted for facilitating the passenger traffic, because instead 
of stopping the passage in the streets overcrowded with 
other traffic, they help to render possibie a more rapid 
conveyance. The town is, therefore, gready interested in 
the establishment of such railways. 

It is but lately that the City authorities have resolved 
to achieve a new untertaldng which is intended to senre 
the goods traffic and to promote commerce and industries. 
They have in view to build on the Upper Spree a port 
and central dock warehouses» which will be connected with 
the railways, at a cost of 8 millions of marks, not included 
the value of the territory belonging to the Community. The 
Corporation of merchants guaranteeing a certain amount of 
profit of this undertaking have declared themselves ready 
to subscribe an equal sum for its execution. In deter- 
mining to carry out this project the Town-Broard was not 
guided by a hope that it will yield immediate profit^ but 
rather by a conviction that it will be a beneht for the 
whole Community. 
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There remains only one enterprise shortly to bemen- 
tioned, that is the supply of electricity for lighting and 
industrial purposes, which the municipality quite lately 
determined to leave to private speculation. 

By contract made on the 14th of March 1899 the city 
of Berlin prolonged to the Berlin-Electric-Works Company 
the right (which this Company had enjoyed for years) of 
layiog conducting wires and cables unter the pavement and 
sidewalks. A previous agreement, indeed, made in 1888, 
authorized the town, in stead of prolonging the contract, to 
buy Up ±e concern for a sum considerably exceeding its 
vaiue. But the municipal authorities resigned their Claim, 
because the new agreement offered them greater advantages 
and secured the right of acquiring the concern under 
more favourable conditions. In virtue of this contract the 
Company — hesides many smaller obligations — is bound 
to Hght the streets with electric light according to the wishes 
of the municipality, and to Charge for it the same price 
which is generally fixed by their tariff for industrial pur- 
poses, at most, however, 16 Pfennig per kilowatt. More- 
over the Company has to pay into the treasury of the town 
10 p. c. of its gross proceeds and to ^ive it a share in the 
clear proiit of the husiness. If the clcar profit exceeds 
6 p. c. of the joint-stock up to the amount of 20 millions 
of marks, the Company must pay 50 p. c. of the clear 
profit; should the joint-stock be augmented beyond 20 millions, 
50 p. c. must then be paid of the clear profit that exceeds 
4 p. c. ot the capital. Although this contract grants the 
Company the right of using the streets for electric conduits 
competition shall not be excluded. The municipality shal! 
also be entitled, in 1915, to claim that the whole establish- 
ment of the Berlin-Electric-Works shall pass into its hands 
for payment of the estimated value. Finally, the Company 
shall be obliged to deliver electric power for lighting pur- 
poses at the price agreed upon with the Town-Board. The 
great financial advantages which have resulted from this 
contract f6r the Community will be easily seen from the 
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Statements in the tables at the end of this report. If we 
compare the gain of the shareholders of the Company w ich 
the sums paid to the municipality, as have been stated 
there, it follows hat the town will derive greater ßnancial 
advantages from the new contract than the share- 
holders, witbout having to bear aoy charges nor taking 
aoy risk. 
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